Bekanntmachung

Gemeinde Waabs Datum: 29.01.2021

am Mittwoch, 10. Februar 2021, findet um 19:30 Uhr im Sitzungszimmer des Amtes Schlei-Ostsee,
Aulenstelle Damp, Auf der Héhe 16, 24351 Damp, eine Offentliche Sitzung der Gemeindevertretung
der Gemeinde Waabs statt, zu der ich Sie hoflich einlade.

Tagesordnung

Offentlicher Teil

1. Er6ffnung der Sitzung, Feststellung der OrdnungsmaRigkeit der
Ladung, der Anwesenheit und der Beschlussfahigkeit

Anderungsantréage zur Tagesordnung

Einwohnerfragestunde

Anderungsantrage zur Sitzungsniederschrift der letzten Sitzung

Bericht des Burgermeisters

Anfragen der Gemeindevertreter/innen

Grindung einer Klimaschutzagentur 17-BA-13/2020

Fortschreibung des Landesentwicklungsplans (LEP) Schleswig- 17-GV-25/2020
Holstein 2010 - 2. Beteiligungsverfahren

9. Fortfihrung der Beteiligung an der Schl.-Holst. Netz AG 17-GV-4/2021

10. 1. Nachtragssatzung der Gemeinde Waabs fur den Betrieb und 17-GV-1/2021
die Erhebung von Benutzungsgeblhren flir die gemeindlichen
Kindertagesstatte "Apfelbdumchen"

Nichtoffentlicher Teil

© N o 0o & W N

11. Vertragsangelegenheit 17-GV-5/2021
12. Auftragsvergabe 17-GV-6/2021
13. Vertragsangelegenheit 17-GV-3/2021

Offentlicher Teil
14. Bekanntgaben

Es ist beabsichtigt eine Beschlussfassung lber die nicht 6ffentliche Beratung der unter ,Nichtéffent-
licher Teil* genannten Tagesordnungspunkte gemaf § 35 Abs. 2 GO durchzuflihren.

Udo Steinacker
Blrgermeister
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BESCHLUSSVORLAGE
17-BA-13/2020

Grundung einer Klimaschutzagentur

Beratungsfolge Beratung Termin TOP

Gemeindevertretung Waabs offentlich 10.02.2021 7.

Sachverhalt:

Die Gemeindevertretung hat sich bereits Ende 2018 mit der Griindung einer Klimaschutzagentur
beschéftigt. Inhaltlich wird daher auf die damalige Grundsatzerérterung verwiesen. Zwischenzeit-
lich wurde der dieser Vorlage beigefugte Entwurf eines Gesellschafsvertrages entwickelt, der die
Grindung einer gemeinnutzigen GmbH beinhaltet.

Der Vertrag sieht eine Beteiligung des Kreises am Stammkapital in Hohe von 25.000 € vor. Die
jeweilige Gemeinde beteiligt sich mit 1.000 € an der Gesellschaft. Bisher haben tiber 30 Gemein-
den erklart, sich beteiligen zu wollen. Nur kreisangehérige Kommunen und Amter sowie der Kreis
selbst kdonnen Gesellschafter werden. Die Finanzierung der Gesellschaft erfolgt durch die Leistung
der Einlagen und durch die jahrlichen Zahlungen der Gesellschafter von 2,00 € je Einwohner durch
die Gemeinden und 275.000,00 € durch den Kreis.

Entsprechend § 102 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GO) darf die Gemeinde unmittelbar Gesell-
schaften griinden, sich an der Griindung von Gesellschaften beteiligen oder sich an bestehenden
Gesellschaften beteiligen, wenn ein wichtiges Interesse der Gemeinde an der Griindung oder Be-
teiligung vorliegt und die kommunale Aufgabe dauerhaft mindestens ebenso gut und wirtschaftlich
wie in Organisationsformen des 6ffentlichen Rechts erfiillt wird. Gemaf dem hier beigefligten Ab-
wagungsbericht sind die kommunalverfassungsrechtlichen Schranken erflillt.

Die Geschaftsfuhrung und das Management der Klimaschutzagentur soll die Wirtschaftsforde-
rungsgesellschaft des Kreises Rendsburg-Eckernforde ubernehmen. Als Standort der Agentur sind
Raumlichkeiten der WFG im Technik- und Okologiezentrum Eckernférde vorgesehen.

Die Agentur wird den Klimaschutzfonds des Kreises verwalten und muss Uberwiegend fir ihre Ge-
sellschafter tatig werden. Nach § 108 Abs. 1 Nr. 2 GWB in Verbindung mit § 108 Abs. 4 Nr. 2 GWB
ist dieses Wesentlichkeitskriterium nur dann erfillt, wenn mehr als 80% der Tatigkeiten der GmbH
fur ihre Gesellschafter wahrgenommen werden. Damit ist gewahrleistet, dass Gemeinden, die nicht
Gesellschafter werden, nur eine Starterberatung erhalten kénnen, wahrend fir die Gesellschafter
Klimaschutz- bzw. Klimaanpassungsstrategien entwickelt und die Umsetzung konkreter MalRnah-
men personell begleitet werden. Diese Aufgabenwahrnehmung unterliegt als sogenanntes ,In-
House-Geschaft® keinem Ausschreibungserfordernis.




Abstimmungstext:

Die Gemeinde beteiligt sich an der Klimaschutz gGmbH nach Malligabe des beigefligten Gesell-
schaftsvertrages.

Der Blrgermeister wird ermachtigt und beauftragt, alle mit der Gesellschaftsbeteiligung einherge-
henden notwendigen Schritte einzuleiten und redaktionelle Anderungen am Vertrag vorzunehmen.

Anlagen:

Entwurf des Gesellschaftsvertrages
Abwagungsbericht



Gesellschaftsvertrag
Klimaschutzagentur im Kreis Rendsburg-Eckernforde

81
Firma; Sitz; Dauer, Geschaftsjahr

1) Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung unter der Firma
Klimaschutzagentur im Kreis Rendsburg-Eckernférde.

2) Der Sitz der Gesellschaft ist Rendsburg.
3) Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmit.

4) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2
Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand der Gesellschaft ist die Forderung des Umweltschutzes und die Forderung
des birgerlichen Engagements zugunsten gemeinnitziger Zwecke, insbesondere im
Bereich des Klimaschutzes. Dieser Gesellschaftszweck wird insbesondere verwirklicht
durch:

a) MaRnahmen zur Aktivierung und Motivierung von juristischen Personen des
Privatrechts und nattrlichen Personen im Kreis Rendsburg-Eckernforde fur den
Klimaschutz, insbesondere durch Offentlichkeitsarbeit, Klimaschutzkampagnen, die
Forderung des birgerschaftichen Engagements und die Organisation von
themenbezogenen Veranstaltungen,

b) Ansprechpartner fir alle Akteure und fir alle am Klimaschutz interessierten
Birgerinnen und Birger,

c) Die Initiierung zur Entwicklung und Umsetzung von Klimaschutzstrategien sowie von
lokalen Klimaschutz- und Klimaanpassungsmafinahmen,

d) Initierung und Betreuung von Netzwerken.

e) Unterstutzung der juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts im Kreis Rendsburg-
Eckernférde zur Berlcksichtigung des Klimaschutzes bei der Wahrnehmung eigener
und Ubertragener Aufgaben,



f) Entwicklung von Strategien zur Umsetzung von lokalen Klimaschutzmaflinahmen im
Kreis Rendsburg-Eckernférde; Entwicklung bzw. Fortschreibung und mdglichst
Umsetzung von individuellen Klimakonzepten mit Vorschlagen fir konkrete
MaRnahmen fur die Gesellschafter. Die Gesellschaft kann sich dabei externer
Unterstutzung bedienen. Angebot einer allgemeinen Klimaschutzberatung fur alle
Gemeinden des Kreises.

g) Die Initiierung der entwickelten Klimaschutz- bzw. Klimaanpassungsmaf3nahmen der
Gesellschafter.

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschéaften und MafRnahmen berechtigt, die der Erreichung
des Gesellschaftszwecks dienlich sind, soweit sich diese mit der Gemeinnutzigkeit (83)
vereinbaren lassen. Sie darf andere Unternehmen gleicher Art erwerben, vertreten, sich
an solchen Unternehmen beteiligen oder Mitglied werden.

(3) Ferner ist die Gesellschaft auch Mittelbeschaffungskorperschaft gemaf § 58 Nr. 1 AO.
Dieser Gesellschaftszweck wird verwirklicht durch die Beschaffung und Weiterleitung
von Mitteln gemaR 8 58 Nr. 1 AO zur Foérderung der in Absatz 1 genannten
steuerbegunstigten Zwecke durch andere steuerbeglinstigte Korperschaften oder
juristische Personen des offentlichen Rechts. Die Forderung und Unterstitzung kann
auch erfolgen durch die vergunstigte Uberlassung von Giitern und Leistungen
gegenlber anderen steuerbeglinstigten Kérperschaften oder juristischen Personen des
offentlichen Rechts fiir deren steuerbegiinstigte Zwecke (insbesondere Férderung des
Umweltschutzes). Diese haben die lhnen zugewandten Mittel ausschlieBlich und
unmittelbar fir ihre steuerbeglnstigten Zwecke (insbesondere Forderung des
Umweltschutzes) zu verwenden.

(4) Die Gesellschaft kann sich zur Umsetzung ihrer Ziele auch Hilfspersonen bedienen.

§3
Verfolgung gemeinnitziger Zwecke und Selbstlosigkeit

(1) Die Gesellschaft verfolgt unmittelbar und ausschlie3lich gemeinnitzige Zwecke im Sinne
des Abschnitts ,Steuerbeglnstigte Zwecke® der Abgabenordnung. Die Gesellschaft ist
selbstlos tétig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(2) Die Mittel der Gesellschaft dirfen nur fir satzungsgeméfRe Zwecke verwendet werden.
Die Gesellschafter dirfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als
Gesellschafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft
erhalten. Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflosung der Gesellschaft oder
bei Wegfall steuerbegtinstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile
und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurtick.



(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaft fremd sind, oder
durch unverhéltnismaRig hohe Vergitungen beglnstigt werden.

(4) Bei Auflésung der Gesellschaft oder bei Wegfall der steuerbegtinstigter Zwecke féllt das
Vermogen der Gesellschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Gesellschafter
und den gemeinen Wert der von den Gesellschaftern geleisteten Sacheinlagen
Ubersteigt, an den Kreis Rendsburg-Eckernférde, der es unmittelbar und ausschlief3lich
fir gemeinnitzige Zwecke zu verwenden hat.

§4
Stammkapital; Stammeinlagen

(1) Das Stammkapital betragt XX.xxx,00 Euro
W.: XX.xxx,00 Euro).

(2) Auf das Stammkapital tibernehmen:

a) der Kreis Rendsburg-Eckernférde eine Stammeinlage von 25.000,00 Euro

b) die Gemeinde A eine Stammeinlage von 1.000,00 Euro

c) die Gemeinde B-eine Stammeinlage von 1.000,00 Euro

d) die Gemeinde C eine Stammeinlage von 1.000,00 Euro

e) das Amt D eine Stammeinlage von 15.000,00 Euro fir alle amtsangehdrigen
Gemeinden

f) das Amt E eine Stammeinlage von 7.000,00 Euro fur 7 amtsangehodrige Gemeinden

g) ist fortzusetzen

(3) Das Stammkapital wird in bar erbracht und ist mit Griindung der Gesellschaft fallig.



(4) Gesellschafter kdénnen nur juristische Personen des offentlichen Rechts im Kreis
Rendsburg-Eckernforde sein, soweit sie Gebietskorperschaften sind oder Amter, denen
die Selbstverwaltungsaufgabe Klimaschutz entsprechend der Amtsordnung Ubertragen
wurde, sind.

(5) Uber die Aufnahme neuer Gesellschafter entscheidet die Gesellschafterversammliung
mit einer Mehrheit von % der abgegebenen Stimmen.

(6) Fur die mit der Tragerschaft durch die Gesellschaft verbundenen Aufgaben gewéhren
die Gesellschafter einen jahrlichen Zuschuss. Die Zahlung erfolgt spatestens bis zum
15. Marz auf ein von der Gesellschaft benanntes Konto.

Der jahrliche Gesellschafterzuschuss betragt

a) Kreis Rendsburg-Eckernférde 275.000,00 Euro
b) andere Gesellschafter (mit mehr als 500 Einwohnern)
2 Euro/Einw.
c) andere Gesellschafter (mit 500 oder weniger Einwohnern) 1.000 Euro

(geméaR: Die vom Statistikamt Nord nach dem Stand vom
31. Mérz des vergangenen Jahres fortgeschriebene Bevélkerung)

§5
Geschaftsfihrung

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschaftsfiuhrer/innen.

(2) Der/die Geschaftsfihrer/innen wird/werden durch Beschluss der
Gesellschafterversammlung auf 5 Jahre bestellt. Wiederbestellungen sind zuléssig.

(3) Die Geschéftsfilhrung ist fur die laufende Aufgabenerledigung verantwortlich. Sie fihrt
die Geschafte der Gesellschaft nach MalRgabe der Gesetze, dieses
Gesellschaftsvertrages, der Geschéaftsordnung fir die Geschaftsfihrung sowie der
Gesellschafter- und Aufsichtsratsbeschlisse. Sie ist zustandig fur die Festlegung des
vom Aufsichtsrat zu entwickelnden Berichtswesens und die Erteilung des Auftrages zur
Prifung des Jahresabschlusses. Die Geschaftsfuhrung stellt fir jedes Jahr einen
Wirtschaftsplan und eine funfjahrige Finanzplanung nach MalRgabe des § 6 auf.

(4) Die Geschéaftsfihrung ist zur Zusammenarbeit sowohl mit der fur die
Beteiligungsverwaltung als auch mit der fachlich zustdndigen Organisationseinheit der



Gesellschafter verpflichtet. Den Gesellschaftern steht ein jederzeitiges, umfassendes
Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht zu (8 51 a GmbHG). Sie teilen der Geschéftsfiihrung
schriftich die Namen derjenigen Personen mit, die zur Anforderung und
Entgegennahme der Auskinfte bzw. zur Wahrnehmung der Akteneinsichtsrechte
berechtigt sind, und aktualisieren diese laufend.

(5) Die Einzelheiten Uber die Fihrung der Geschéfte insbesondere die Wertgrenzen fur
zustimmungspflichtige Geschafte werden in einer Geschaftsordnung fur die
Geschaéftsfuhrung geregelt, die durch den Aufsichtsrat zu beschlief3en ist.

(6) Die  Geschéftsfihrung legt dem Aufsichtsrat auf Basis des von der
Gesellschafterversammlung  beschlossenen  Berichtswesens die  festgelegten
Informationen vor. Unabhangig hiervon berichtet die Geschéftsfihrung der
Gesellschafterversammlung, der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats
und den Beteiligungsverwaltungen der kommunalen Gesellschafter schriftlich jeweils
einen Monat nach Quartalsende Uber den Stand der Leistungserfilllung und Uber
etwaige absehbare Abweichungen der Ergebnisse vom Wirtschaftsplan sowie nach
MafRgabe des Berichtswesens. Erhebliche Abweichungen und kurzfristig auftretende
Besonderheiten sind der Gesellschafterversammlung, dem Aufsichtsrat und den
Beteiligungsverwaltungen der kommunalen Gesellschafter unverziglich mitzuteilen.

§6
Wirtschaftsplan, funfjahrige Finanzplanung

Der Wirtschaftsplan ist in sinngemaler Anwendung der Vorschriften der
Eigenbetriebsverordnung, bestehend insbesondere aus einer Plan-Gewinn- und
Verlustrechnung, einer Plan-Bilanz sowie einer funfjghrigen Finanzplanung, aufzustellen. In
dem Wirtschaftsplan sind die geplante Aufnahme von Darlehen sowie die geplante
Gewéhrung von Birgschaften und Garantien durch die Gesellschaft darzustellen. Die
Geschéftsfuhrung legt den  Wirtschaftsplan so  rechtzeitig vor, dass ihn die
Gesellschafterversammlung vor Beginn des Wirtschaftsjahres beschliel3en oder, wenn die
Angelegenheit dem Aufsichtsrat zur Zustimmung Ubertragen worden ist, dieser dem
Wirtschaftsplan vor Beginn des Wirtschaftsjahres seine Zustimmung erteilen kann. Die Plane
sind den Gesellschaftern vorab zur Kenntnis zu geben.

87
Vertretung

(1) Die Gesellschaft wird gerichtlich und aufRergerichtlich durch die Geschéaftsfihrung
vertreten. Ist eine Geschéftsfihrerin / ein Geschéaftsfihrer bestellt, so vertritt diese /



)

(1)

)

®3)

(4)

dieser die Gesellschaft alleine. Sind mehrere Geschéftsfuhrerinnen /Geschéftsfihrer
bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschéftsfihrerinnen / Geschaftsfiihrer
gemeinschaftlich vertreten oder durch eine Geschéaftsfihrerin / einen Geschéftsfiihrer
gemeinsam mit einer Prokuristin / einem Prokuristen. Abweichend hiervon kann die
Gesellschafterversammlung bestimmen, dass ein oder mehrere Geschaftsfihrerinnen /
Geschaftsfuhrer alleinvertretungsberechtigt sind.

Die Gesellschafterversammlung kann die Geschéftsfihrung von den Beschrankungen
des § 181 BGB befreien. Die Geschaftsfihrung ist fir Geschafte mit solchen juristischen
Personen, in deren Organen sie gesellschaftsrechtlich vertreten ist, vom Verbot des
Selbstkontrahierens gemaR § 181 BGB befreit.

§8
Gesellschafterversammlung

Der Kreis Rendsburg-Eckernforde wird in der Gesellschafterversammlung durch die
Landratin / den Landrat oder eine / einen von ihr / ihm bestimmte/n Vertreterin/Vertreter
vertreten. Die Ubrigen Gesellschafter werden in der Gesellschafterversammlung jeweils
durch eine / einen von ihnen bestellte / bestellten Beauftragte / Beauftragten vertreten.
Falls die kommunalen Gesellschafter nicht durch ihre gesetzliche Vertretung in der
Gesellschafterversammlung vertreten werden, ist diesen das Recht einzurdumen, an
den Sitzungen der Gesellschafterversammlungen teilzunehmen.

Die Gesellschafterversammlung ist durch die Geschaftsfihrung im Einvernehmen mit
der Vorsitzenden / dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates einzuberufen; sie tagt
mindestens einmal im Geschéftsjahr. Termine fir Gesellschafterversammlungen sollen
nicht in den schleswig-holsteinischen Schulferien als Ubliche sitzungsfreie Zeiten
erfolgen.

Zu einer Gesellschafterversammlung sind die Gesellschafter schriftlich oder auf
elektronischem Wege zu laden. Die Ladung hat mit einer Frist von sechs Wochen zu
erfolgen, wobei der Tag der Ladung und der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen
sind. Tagungsort, Tagungszeit und Tagesordnung sind in der Ladung mitzuteilen sowie
der Ladung die zur Tagesordnung gehtérenden Unterlagen beizufiigen.

Uber jede Gesellschafterversammlung ist, soweit nicht eine notarielle Beurkundung
erforderlich ist, eine Niederschrift zu fertigen, die von der Vertreterin / dem Vertreter des
Kreises Rendsburg-Eckernforde gemald Absatz 1 und einer Protokollfiihrerin / einem
Protokollfiihrer zu unterzeichnen ist. In der Niederschrift sind der Ort und der Tag der
Versammlung, die Teilnehmerinnen / Teilnehmer, die Gegenstande der Versammlung



und die Gesellschafterbeschliisse aufzunehmen. Die Urschrift der Niederschrift ist zu
den Akten zu nehmen. Den Gesellschaftern ist eine Abschrift der Niederschrift
unverzuglich zuzuleiten.

(5) Der Abhaltung einer Versammlung bedarf es nicht, wenn samtliche Gesellschafter in
Textform mit der zu treffenden Bestimmung oder mit der schriftichen Abgabe der
Stimmen sich einverstanden erklaren. Die Pflicht zur Fertigung einer Niederschrift bleibt
hiervon unberuhrt.

(6) Die Leitung der Gesellschafterversammlung hat der/die Vorsitzende des Aufsichtsrates
oder bei dessen Verhinderung der/die stellvertretende Vorsitzende.

§9
Aufgaben der Gesellschafterversammlung

Die Gesellschafterversammlung beschlie3t neben den in § 46 GmbHG genannten Uber die
folgenden Angelegenheiten:

b)

d)

e)

Anderung des Gesellschaftsvertrages,

Umwandlung/Umstrukturierung der Gesellschaft, insbesondere Verschmelzung,
Spaltung, Vermdgensubertragung, Formwechsel sowie der Abschluss und die
Anderung von Unternehmensvertragen im Sinne der 8§ 291 und 292 des
Aktengesetzes,

Auflésung der Gesellschaft; Ernennung und Abberufung von Liquidatoren,

Anderung beziehungsweise Erweiterung des jeweils konkreten
Geschaftsgegenstandes, sowie die Ubernahme neuer Aufgaben von besonderer
Bedeutung im Rahmen des Unternehmensgegenstandes,

Uber die Errichtung, Aufhebung, VerdulB3erung oder Verpachtung von
Zweigniederlassungen oder Zweigbetrieben,



f)

9)

h)

k)

n)

P)

Uber die Stimmabgabe in Gesellschafterversammlungen von
Beteiligungsgesellschaften, sofern diese nicht der Zustimmung des Aufsichtsrates
vorbehalten ist,

die unmittelbare oder mittelbare Grindung von Gesellschaften, Genossenschaften
oder anderen privatrechtlichen Vereinigungen oder die Beteiligung an diesen oder
deren Grindung, die Erhéhung solcher Beteiligungen und die teilweise oder
vollstandige VeraufRerung von derartigen Unternehmen,

Angelegenheiten von besonderer Bedeutung, die der Gesellschafterversammlung
vom Aufsichtsrat oder von der Geschaftsfihrung zur Entscheidung vorgelegt wurden,

Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsrats sowie der
Ersatzmitglieder, soweit diese nicht vom Gesellschafter Kreis Rendsburg-Eckernférde
unmittelbar entsandt werden (8§ 11 Abs. 1 bis 3),

Festsetzung der Aufwandsentschadigung fur die Mitglieder des Aufsichtsrats,

Bestellung und Abberufung der Geschéftsfihrerinnen / der Geschéftsfiihrer sowie
Abschluss, Anderung und Beendigung von deren Anstellungsvertragen,

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der Geschaftsfiihrung,

die Beschrankung der Vertretungsbefugnis der Geschaftsfiihrung sowie Weisungen
an dieselbe,

die Bestellung von Prokuristinnen /  von Prokuristen  und  von
Handlungsbevollm&chtigten zum gesamten Geschéftsbetrieb,

den Wirtschaftsplan und die funfjahrige Finanzplanung einschlief3lich der Nachtréage,

Feststellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie die Verwendung
des Ergebnisses,



(1)

)

®3)

(4)

q) Wahl der Abschlusspriferin / des Abschlusspriifers oder, wenn die Gesellschaft der
Prifpflicht des Kommunalprifungsgesetzes unterliegt, oder den Vorschlag an die
Prifungsbehorde zur Beauftragung des Abschlussprifers,

r) die Einforderung der Einlagen sowie Festlegung der Zuschisse der Gesellschafter,
geman § 4 Abs. (5),

s) die Rickzahlung von Nachschissen,

t) die Einziehung von Geschéftsanteilen,

u) Uber die Geltendmachung von Ersatzanspriichen, welche der Gesellschaft aus der
Grindung oder Geschaftsfiihrung gegen die Geschéftsfliihrung, gegen Mitglieder des
Aufsichtsrats oder gegen Gesellschafter zustehen, sowie die Vertretung der
Gesellschaft in Prozessen, welche sie gegen die Geschaftsfihrung zu fihren hat.

8§10
Gesellschafterbeschliisse

Eine Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfahig, wenn die Vertretung von
mindestens drei Vierteln des Stammkapitals gewahrleistet ist. Erweist sich die
Gesellschafterversammlung nicht als beschlussfahig, so ist binnen 10 Tagen eine zweite
Versammlung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen, die ohne Ricksicht auf die Hoéhe
des vertretenen Stammkapitals beschlussfahig ist. Ist die Gesellschafterversammiung
nicht im Sinne von § 8 Abs. 3 des Gesellschaftervertrages ordentlich einberufen worden,
so ist sie nur beschlussfahig, wenn die Vertretung von 100 % des Stammkapitals
gewahrleistet ist.

Fur Abstimmungen, die die Punkte in § 9 a), b), ¢) und d) betreffen, ist eine Mehrheit von
¥ der abgegebenen Stimmen erforderlich.

Gesellschafterbeschliisse werden in der Versammlung gefasst. Eine Stimmabgabe kann
auch in Textform — auch auf digitalem Ubertragungswege — erfolgen, wenn alle
Gesellschafter hierzu ihr vorheriges Einverstandnis gegeben haben.

Gesellschafterbeschliisse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst,
soweit nicht das Gesetz oder der Gesellschaftsvertrag eine groRere Mehrheit vorsehen.
Abgestimmt wird nach Geschaftsanteilen. Je 1.000 Euro eines Geschaftsanteiles
gewdhren eine Stimme. Die Stimmen eines Gesellschafters kénnen nur einheitlich
abgegeben werden. Stimmenthaltungen zahlen als nicht abgegeben.



(5) Jeder Gesellschafter kann sich bei den Beschliissen der Gesellschafter aufgrund
schriftlicher Vollmacht vertreten lassen.

(6) Die Gesellschafterversammlung kann
a) mit einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen eine fehlende Zustimmung des
Aufsichtsrates ersetzen oder

b) innerhalb einer Frist von einer Woche mit einer Mehrheit von drei Vierteln der
abgegebenen Stimmen eine vom Aufsichtsrat erteilte Zustimmung entziehen und
selbst in der Angelegenheit beschlie3en.

811
Aufsichtsrat

(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Dieser besteht aus 12 Mitgliedern. Fur jedes
Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu benennen bzw. zu wahlen. Das Ersatzmitglied wird
Mitglied des Aufsichtsrates, wenn das origindre Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit
ausscheidet.

(2) Der  Gesellschafter  Kreis  Rendsburg-Eckernférde  entsendet neben  der
Vorsitzenden/dem Vorsitzenden des Umwelt- und Bauausschusses des Kreises 2
weitere Mitglieder in den Aufsichtsrat.

(3) Die Gesellschafterversammlung wahlt daneben auf Vorschlag der Gesellschafter 9
weitere Aufsichtsratsmitglieder, von denen hoéchstens 3 aus den Reihen des
Gesellschafters Kreis Rendsburg-Eckernférde stammen dirfen.

(4) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit Ihrem Ausscheiden aus dem Amt
bzw. dem Ende der Wahlperiode, in keinem Fall aber vor der Berufung der Nachfolgerin
/ des Nachfolgers.

(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrats kénnen von dem Gesellschafter, auf dessen Vorschlag
sie gewahlt bzw. von dem sie entsendet worden sind, jederzeit abberufen werden.



(6) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Mandat unter Einhaltung einer Frist von vier
Wochen durch schriftiche Erklarung gegeniber der Gesellschafterversammiung
niederlegen.

(7) Ein Aufsichtsratsmitglied darf nicht gleichzeitig Mitglied der Geschéftsfiihrung,
Prokuristin / Prokurist oder zum gesamten Geschéftsbetrieb erméchtigte / erméchtigter
Handlungsbevollméachtigte / Handlungsbevollmachtigter sein. Der Aufsichtsrat fasst
seine Beschliisse mit Stimmenmehrheit, soweit sich nicht aus dem Gesetz oder diesem
Gesellschaftsvertrag etwas anderes ergibt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme
des/der amtierenden Vorsitzenden den Ausschlag. Stimmenthaltungen und
Stimmenverweigerungen bleiben unberiicksichtigt.

(8) Die auf Veranlassung der kommunalen Gesellschafter gewahlten oder entsandten
Mitglieder haben bei Ihrer Tatigkeit das Interesse lhrer Kérperschaft zu verfolgen, dies
insbesondere im Hinblick auf die Erfullung des offentlichen Zwecks durch die
Gesellschaft. Die kommunalen Gesellschafter sind berechtigt, durch lhre Organe
Weisungen bezlglich der Steuerung des Unternehmens zur Erreichung strategischer
Ziele zu erteilen. Sie sind den kommunalen Gesellschaftern gegeniber
auskunftspflichtig — die 88 394 und 395 Aktiengesetzes gelten entsprechend.

(9) Der Aufsichtsrat soll mindestens einmal im Kalendervierteljahr tagen.

(10) Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der im Gesellschaftsvertrag festgelegten
Aufgaben und Befugnisse eine Geschéaftsordnung geben.

(11) Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie
deren oder dessen Stellvertretung. Ist die/der Vorsitzende ein dem Gesellschafter Kreis
Rendsburg-Eckernforde zuzurechnendes Mitglied des Aufsichtsrates, ist die/der
stellvertretende Vorsitzende aus dem Kreis der den Ubrigen Gesellschaftern
zuzurechnenden Aufsichtsratsmitglieder zu bestellen. Ist die/der Vorsitzende ein den
Ubrigen  Gesellschaftern  zuzurechnendes  Aufsichtsratsmitglied, ist der/die
stellvertretende Vorsitzende aus dem Kreis der dem Gesellschafter Kreis Rendsburg-
Eckernférde zuzurechnenden Aufsichtsratsmitglieder zu bestellen. Die oder der
Aufsichtsratsvorsitzende koordiniert die Arbeit des Aufsichtsrats, leitet dessen
Sitzungen wund ist erste Ansprechpartnerin oder erster Ansprechpartner der
Geschaéftsfuhrung.

(12) Der Aufsichtsrat wird durch die Vorsitzende oder durch den Vorsitzenden schriftlich
oder auf elektronischem Wege einberufen. Die Ladung hat mit einer Frist von zwei
Wochen zu erfolgen. Tagungsort, Tagungszeit und Tagesordnung sind in der Ladung



mitzuteilen sowie der Ladung die zur Tagesordnung gehérenden Unterlagen
beizufliigen. Ferner kann jedes Aufsichtsratsmitglied oder die Geschéftsfiihrung unter
Angabe des Zwecks und der Grunde verlangen, dass die oder der
Aufsichtsratsvorsitzende unverziglich den Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung muss in
diesem Fall binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden. Die Ladung ist den
Gesellschaftern bzw. deren Beteiligungsverwaltungen zur Kenntnis zu geben.

(13) Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, welche die

(1)

)

®3)

(4)

oder der Vorsitzende des Aufsichtsrates zu unterzeichnen hat. In der Niederschrift sind
der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstande der Tagesordnung,
der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschliisse und Empfehlungen des
Aufsichtsrats anzugeben. Ein Verstol3 gegen vorstehenden Satz 1 oder Satz 2 macht
einen Beschluss nicht unwirksam. Jedem Mitglied des Aufsichtsrats ist auf Verlangen
eine Abschrift der Sitzungsniederschrift auszuhandigen.

8§12
Aufgaben des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat beréat die Geschaftsfihrung und Gesellschafterversammlung_bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben.

Der Aufsichtsrat hat die Geschaftsfuhrung zu Uberwachen. Gegenstand der
Uberwachung ist die OrdnungsmaRigkeit, die ZweckmaRigkeit und die Wirtschaftlichkeit
der Geschaftsfuhrung. Zu diesem Zweck kann er von der Geschaftsfuhrung jederzeit
Auskunft Uber alle Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen und sich auch selbst
daruber informieren; er kann insbesondere die Bucher und Schriften der Gesellschaft
sowie deren Vermogensgegenstande einsehen und prifen. Ferner kann der Aufsichtsrat
jederzeit einen Bericht verlangen Uber Angelegenheiten der Gesellschaft, tGber ihre
rechtlichen und geschaftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen sowie tber
geschéftliche Vorgange bei diesen Unternehmen, die auf die Lage der Gesellschaft von
erheblichem Einfluss sein kdnnen. Auch ein einzelnes Mitglied kann einen solchen
Bericht, jedoch nur an den Aufsichtsrat, verlangen.

Der Aufsichtsrat erarbeitet das Konzept fir das von der Gesellschafterversammlung zu
beschlieRende Berichtswesen sowie eines Uberwachungssystems zur Fritherkennung
von den Fortbestand der Gesellschaft gefahrdenden Entwicklungen
(Risikomanagement). Er wertet die von der Geschéftsfihrung vorzulegenden Berichte
aus und leitet diese - erforderlichenfalls mit einer ergdnzenden Stellungnahme - an die
Gesellschafter bzw. deren Beteiligungsverwaltungen weiter.

Der Aufsichtsrat bereitet die Beschliisse der Gesellschafterversammlung vor und gibt
entsprechende Beschlussempfehlungen ab.



(5) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass die Geschaftsfiihrung bestimmte Arten von
Geschéaften nur mit seiner Zustimmung vornehmen darf. Seiner Zustimmung bedarf
insbesondere die Stimmabgabe in Gesellschafterversammlungen von
Beteiligungsgesellschaften ohne eigenen Aufsichtsrat.

(6) Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn er ordnungsgeman einberufen worden ist und
mindestens drei Viertel von dessen Mitgliedern anwesend sind.

(7) Der Aufsichtsrat beschlief3t tber die folgenden Angelegenheiten:

a) Geschaftsordnung/Geschaftsanweisung fiir die Geschaftsfiihrung,

b) Mafregeln zur Prifung und Uberwachung der Geschéaftsfiihrung,

c) Geschaftsordnung fir den Aufsichtsrat,

d) Strategie zur Unterstitzung der juristischen Personen des o6ffentlichen Rechts im
Kreis Rendsburg-Eckernférde zur Berlcksichtigung des Klimaschutzes bei der
Wahrnehmung eigener und Ubertragener Aufgaben,

e) Entwicklung von Strategien zur Umsetzung von lokalen Klimaschutzmaflinahmen im
Kreis Rendsburg-Eckernférde,

(8) Die Geschaftsfiihrung bedarf der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates fir folgende
Geschafte, soweit sie nicht im Rahmen des Wirtschaftsplanes beschlossen worden sind:

a) Aufnahme von Darlehen, sowie Uber die Gewahrung von Blrgschaften und Garantien
durch die Gesellschaft soweit sie nicht im Wirtschaftsplan enthalten sind;

b) den Erwerb, die VerauRRerung oder Belastung von Grundstiicken oder
grundsttcksgleichen Rechten sowie den Abschluss von Immobilienleasingvertragen;

c) Verzicht von Forderungen oder Uber Schenkungen;



d) die Anschaffung, Herstellung und Verau3erung von Gegenstanden des beweglichen
Anlagevermdgens oder von Betriebsvorrichtungen sowie der Vergabe von Gutachten,
wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten die vom Aufsichtsrat in der
Geschaéftsfihrungsgeschéaftsordnung festgelegten Wertgrenzen tberschreiten;

e) die Gewahrung von Sicherheiten aller Art, insbesondere die Ubernahme von
Birgschaften sowie die Gewahrung ahnlicher Versprechen, soweit sie die von der
Gesellschafterversammlung ggf. festgelegten Wertgrenzen Uberschreiten;

f) die Gewahrung von Spenden, Verzicht auf Anspriiche sowie unentgeltliche
Leistungen aller Art, soweit nicht von § 2 gedeckt;

g) Einleitung gerichtlicher und schiedsgerichtlicher Verfahren sowie deren Beendigung
durch Rucknahme der Antrage oder Vergleich;

h) Die Einstellung wund Entlassung von Personal, bei denen von der
Gesellschafterversammlung  festgelegte  Jahresverdienstgrenzen  Uberschritten
werden oder in den Féllen, in denen vom Stellenplan abgewichen wird;

i) Festsetzungen und Anderungen der Nutzungsentgelte fir die Einrichtungen, die die
Gesellschaft betreibt, sofern die vom Aufsichtsrat in der
Geschéftsfuhrungsgeschéaftsordnung  festgelegten  Wertgrenzen  Uber-  oder
unterschritten werden.

(9) Sowohl die Gesellschafterversammlung als auch der Aufsichtsrat kénnen durch
Beschlussfassung auch weitere Geschéfte der Geschaftsfiihrung von ihrer Zustimmung
abhangig machen.

(10) Der Aufsichtsrat priift den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Vorschlag
der Geschéftsfihrung Gber die Verwendung des Bilanzgewinnes und berichtet hiertiber
der Gesellschafterversammlung. In dem Bericht hat der Aufsichtsrat auch mitzuteilen, in
welcher Art und in welchem Umfang er die Geschaftsfiihrung der Gesellschaft wahrend
des Geschaftsjahres geprift hat. Der Aufsichtsrat hat ferner zu dem Ergebnis der
Prifung des Jahresabschlusses durch die Abschlusspriiferin oder durch den
Abschlussprifer Stellung zu nehmen. Am Schluss des Berichts hat der Aufsichtsrat zu
erklaren, ob nach dem abschlieRenden Ergebnis seiner Priifung Einwendungen zu



(1)

(2)

(3)

(1)

(@)
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erheben sind und ob er den von der Geschéftsfiihrung aufgestellten Jahresabschluss
billigt.

§13
Verschwiegenheitspflicht

Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben vorbehaltlich Abs. 2 dieser Vorschrift Gber
vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und
Geschéftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tatigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden
sind, Stillschweigen zu bewahren.

Die Aufsichtsratsmitglieder, die auf Veranlassung einer Gebietskdrperschaft in den
Aufsichtsrat gewahlt oder entsandt sind, unterliegen geman § 394 AktG hinsichtlich der
Berichte, die sie der Gebietskorperschaft gemall § 104 GO SH zu erstatten haben,
keiner Verschwiegenheitspflicht. Fir vertrauliche Angaben und Geheimnisse,
insbesondere Betriebs- und Geschéaftsgeheimnisse, gilt dies ebenfalls, sofern der
Berichtspflicht nicht anders hachgekommen werden kann.

Ein Versto3 gegen die Verschwiegenheits- oder Geheimhaltungspflicht erfillt den
Tatbestand des § 85 GmbHG und begrindet die Verpflichtung zum Schadenersatz
gegeniber der Gesellschaft.

§14
Jahresabschluss und Prufung

Die Geschéftsfuhrung hat den Jahresabschluss und den Lagebericht innerhalb von drei
Monaten nach Ablauf des Geschéftsjahres in Anwendung der Vorschriften des Dritten
Buchs des Handelsgesetzbuchs fir grolRe Kapitalgesellschaften aufzustellen und
danach prifen zu lassen.

Die Prufung des Jahresabschlusses erfolgt nach den Vorschriften des
Kommunalprifungsgesetzes, soweit nicht eine Prufung durch andere gesetzliche
Vorschriften vorgeschrieben ist.

Die Abschlussprufung hat sich auch auf die in 853 Abs.1 Nr. 1 und 2
Haushaltsgrundsatzegesetz genannten Prifungsgegenstande zu erstrecken.



(4)

(6)

(1)

Das Rechnungspriufungsamt des Kreises Rendsburg-Eckernférde und die fir die
Uberortliche Prufung zustandige Prifungsbehdrde haben die in 8§ 54 Haushalts-
grundsatzegesetz bezeichneten Befugnisse.

Die Gesellschafter haben das Recht, im Rahmen von eigensténdigen Kassen-, Buch-
und Betriebsprifungen die RechtméaRigkeit, ZweckmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit der
Tatigkeit der Gesellschaft zu Uberprifen.

Die fur die Tatigkeit im Geschaftsjahr gewahrten Gesamtbeziige im Sinne des § 285
Nr. 9 des Handelsgesetzbuches (HGB) der Mitglieder der Geschéftsfiihrung, des
Aufsichtsrates oder anderer Organe der Gesellschaft, mit Ausnhahme der
Gesellschafterversammlung sind nach Mal3gabe des § 102 der Gemeindeordnung zu
veroffentlichen, ferner unter Namensnennung die Beziige jedes einzelnen Mitglieds
dieser Personengruppen unter Aufgliederung nach Komponenten im Sinne des § 285
Nr. 9 Buchstabe a HGB; die individualisierte Ausweisungspflicht gilt auch fir:

a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern fur den Fall einer vorzeitigen Beendigung
Ihrer Tatigkeit zugesagt worden sind, und fur deren Voraussetzung,

b) Leistungen, die den genannten Mitgliedern flr den Fall der regularen Beendigung
Ihrer Téatigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von der
Gesellschaft wéhrend des Geschéftsjahres hierfir aufgewandten oder
zurlickgestellten Betrag unter Angabe der vertraglich festgelegten Altersgrenze,

c) wahrend des Geschaftsjahres vereinbarte Anderungen dieser Zusagen und

d) Leistungen, die einem friheren Mitglied, das seine Tatigkeit im Laufe des
Geschaftsjahres beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im Laufe
des Geschaftsjahres gewahrt worden sind.

815
Begrindung und Beendigung der Gesellschafterstellung

Der Beitritt als Gesellschafter ist bei Einhaltung der Bestimmungen gemal § 4 Abs. 4
und Abs. 5 mdglich. Er erfolgt durch die Abgabe einer Erklarung, einen Kapitalanteil
gegen Zahlung des Nennwerts zu Gibernehmen. Der Beitritt kann zweimal jahrlich jeweils
zum 01.04. und 01.10. erfolgen.



(2) Jeder Gesellschafter - mit Ausnahme des Kreises Rendsburg-Eckernforde - erwirbt
einen Anteil am Stammkapital von EUR 1.000. Der Kreis Rendsburg-Eckernférde halt
immer mindestens 25,1% der Anteile am Stammkapital. Zum Erhalt dieser Quote
beschlie@Ren die Gesellschafter bei Aufnahme eines neuen Gesellschafters
erforderlichenfalls eine weitere Erhdhung des Stammkapitals und die Zulassung der
Ubernahme des Geschaftsanteils an dem erhéhten Kapital durch den Kreis Rendsburg-
Eckernférde. Der Kreis ist verpflichtet, den Geschéftsanteil an dem erhéhten Kapital zu
tbernehmen

(3) Jeder Gesellschafter ist zur Kiindigung seiner Gesellschafterstellung mit einer Frist von
15 Monaten zum Ende des Kalenderjahres berechtigt. Fir die verbleibenden
Gesellschafter verkirzt sich die Kindigungsfrist auf 12 Monate zum Jahresende des
gleichen Jahres. Eine Kindigung ist frlhestens zum Ende des dritten Jahres nach
Grundung moglich. Im Falle der Kiindigung tritt der ausscheidende Gesellschafter
seinen Kapitalanteil an die Gesellschaft ab.

(4) Die Abtretung eines Geschaftsanteiles oder von Teilen eines Geschéaftsanteiles, seine
Belastung mit einem NieBbrauch sowie jede andere Verfligung Uber einen
Geschéftsanteil ist ausgeschlossen. Ausgenommen hiervon ist die Abtretung an die
Gesellschaft im Rahmen des Ausscheidens aus dem Gesellschafterkreis bei Kiindigung
oder Einziehung.

(5) Die Teilung und Zusammenlegung von Geschaftsanteilen ist ausgeschlossen.

§16
Einziehung

(1) Die Gesellschafter kdonnen die Einziehung von Gesellschaftsanteilen, die voll eingezahlt
sind, mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters beschlieen.

(2) Die Einziehung ist ohne Zustimmung des betroffenen Gesellschafters zulassig, wenn:

a) die Zwangsvollstreckung in den Geschéftsanteil vorgenommen wird und nicht
innerhalb von zwei Monaten aufgehoben wird;

b) der Gesellschafter trotz Abmahnung wiederholt in grober Weise seine
Gesellschafterpflichten verletzt hat;



c) der Gesellschafter Klage auf Auflosung der Gesellschaft erhebt;

d) der Gesellschafter gekiindigt hat.

(3) Die  Einziehung erfolgt durch die  Geschéaftsfiuhrung aufgrund eines

Mehrheitsbeschlusses der Gesellschafter. Der betroffene Gesellschafter hat kein
Stimmrecht. In der Zeit vom Zugang des Einziehungsbeschlusses bis zu dessen
Wirksamkeit hat der ausscheidende Gesellschafter ebenfalls kein Stimmrecht. Seine
Stimmen bleiben bei der Berechnung der erforderlichen Mehrheiten auf3er Betracht.

(4) Die Einziehung erfolgt nach gesetzlichen Regelungen.

(5) Die Einziehung kann nur innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt beschlossen

Die

werden, in dem die Gesellschaft und alle Gesellschafter von den
Einziehungsvoraussetzungen Kenntnis erlangt haben. Die Wirkung der Einziehung ist
auf den Zeitpunkt zurlickzubeziehen, in dem die Einziehungsvoraussetzungen
eingetreten sind.

8§17
Rechte der Beteiligungsverwaltung

Beteiligungsverwaltungen der Gesellschafter durfen sich, soweit andere

Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, jederzeit iber Angelegenheiten der Gesellschaft
informieren, an deren Sitzungen teilnehmen und Unterlagen einsehen.

Far

§18
Auflésung der Gesellschaft

die Vermogensverteilung im Rahmen der Liquidation gilt § 3 Abs. 4.

§19
Grindungsaufwand



Die Gesellschaft tragt den mit ihrer Griindung verbundenen Aufwand.

8§20
Gerichtsstand

Der Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft in Rendsburg.

§21
Salvatorische Klausel

Falls einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam sein sollten oder
dieser Vertrag Liucken enthalt, wird dadurch die Wirksamkeit der tGbrigen Bestimmungen
nicht berihrt. Im Falle von Licken und unwirksamen Bestimmungen tritt die gesetzliche
Regelung in Kraft. Liegt eine solche nicht vor, werden die Gesellschafter eine Bestimmung
vereinbaren, die den gesetzlichen Anforderungen genigt.
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Abwagungsbericht gemaR § 102 Abs. 1 GO fiir die Beteiligung an der Klima-
schutzagentur GmbH

Vor ca. 1,5 Jahren hat die Gemeinde sich mit der Beteiligung an einer Klimaschutza-
gentur im Kreis Rendsburg-Eckernférde befasst. Die zu griindende Klimaschutzagentur
soll fur alle Gemeinden des Kreises eine kostenfreie, allgemeine Klimaschutzberatung
anbieten. Kommunen, die Gesellschafter der Klimaschutzagentur werden, haben An-
spruch auf zusatzliche Leistungen.

Entsprechend § 102 Abs. 1 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein (GO) darf die
Gemeinde unmittelbar eine Gesellschaft grinden, sich an der Griindung einer Gesell-
schaft beteiligen oder sich an bestehenden Gesellschaften beteiligen, wenn ein wichti-
ges Interesse der Gemeinde an der Grundung vorliegt und die kommunale Aufgabe
dauerhaft mindestens ebenso gut und wirtschaftlich wie in Organisationsformen des
offentlichen Rechts erfullt wird.

Kommunalverfassungsrechtliche Schranken

Wichtiges Interesse (§ 102 Abs. 1 GO)

Das wichtige Interesse der Gemeinde liegt darin begrindet, gemeinsam mit weiteren
kreisangehorigen Kommunen sowie dem Kreis selbst, deren Selbstverwaltung zu er-
ganzen und zu fordern, um die komplexe Aufgabe der CO,-Reduzierung effektiver und
wirtschaftlicher im gesamten Gemeinde- und Kreisgebiet durchzufuhren.

In dem Bewusstsein, dass die Gemeinde gemal} § 1 Abs. 1 GO in Verantwortung fur
die zukunftigen Generationen handelt, ist beabsichtigt, die Aufgabe des Klimaschutzes
professionell wahrzunehmen. Mit der vorgesehenen Organisationsform und unter Betei-
ligung des Kreises sowie des kreisangehdrigen Bereichs soll die Selbstverwaltung ge-
starkt werden, um gleichmafige Klimaschutzmoglichkeiten in der Gemeinde aber auch
im Kreis insgesamt zu schaffen.

Erflllung des dffentlichen Zwecks (§ 102 Abs. 2 Nr. 1 GO)
Die Forderung des Klimaschutzes ist ein offentlicher Zweck im Sinne des § 101 Abs. Nr.
1 GO und des § 102 Abs. 2 Nr. 1 GO. Ein 6ffentlicher Zweck liegt vor, wenn die Zielset-




zung des Unternehmens im grundsatzlichen Aufgabenbereich der jeweiligen Korper-
schaft liegt und dazu dient, die Einwohner mit 6ffentlichen Dienstleistungen oder auf
andere Art zu versorgen und zu betreuen. Den Klimaschutz zu férdern gehort zu den
Aufgaben des Kreises, der kreisangehérigen Gemeinden und der Amter. Das folgt be-
reits aus der verfassungsrechtlichen Verpflichtung zum Schutz der natlrlichen Lebens-
grundlagen aus Art. 20a des Grundgesetzes (GG) bzw. der naturlichen Grundlagen des
Lebens aus Art. 11 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein (LVerf), wozu auch
der Klimaschutz gehort, und die sich nach Art. 11 LVerf ausdrucklich auch an Gemein-
den und Gemeindeverbande sowie andere Trager der offentlichen Verwaltung richtet.
AuRerdem ist der Klimaschutz etwa in § 45 ¢ Satz 3 Nr. 7 GO und § 40 ¢ Satz 3 Nr. 7
KrO, in § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 16 der Amtsordnung (AQO) und im Energiewende- und Kii-
maschutzgesetz Schleswig-Holstein (EWKG) als auch kommunale Aufgabe anerkannt.
Eine Gesellschaft, die den Kreis und andere kommunale Kérperschaften im Kreisgebiet
in Sachen Klimaschutz bei der Wahrnehmung lhrer Aufgaben unterstutzt, erfullt damit
einen offentlichen Zweck. Der Gesellschaftsvertrag bringt zum Ausdruck, auf welche Art
von Aktivitaten sich die Gesellschaft beschranken soll.

Angemessenes Verhaltnis zur Leistungsfahigkeit der Gemeinde und des Unternehmens
(Subsidiaritat)

Die Beteiligung jeder der Gemeinden des Amtes Schlei-Ostsee an der Gesellschaft
steht in einem angemessenen Verhaltnis zur Leistungsfahigkeit der jeweiligen Gemein-
de. Die laufenden Aufwendungen der Gemeinde betragen 2,00 € je Einwohnerin bzw. je
Einwohner und entspricht damit einem unterzuordnenden Betragen fur Aufwendungen
fur den Klimaschutz.

Keine bessere Zweckerfullung auf andere Weise

Der 6ffentliche Zweck kann auch nicht besser und wirtschaftlicher durch Rechtsformen
des offentlichen Rechts erreicht werden. Bei Grindung eines Regie- oder Eigenbetrie-
bes ware es nicht mdglich, den kreisangehdrigen Bereich mit einzubinden. Ferner ware
fur etwaige Verluste voll zu haften. Der Haftungsaspekt gilt ebenso fur ein Kommunal-
unternehmen im Sinne von § 106a GO. In diesem Fall waren die Glaubiger zwar zu-
nachst darauf verwiesen, ihre Forderungen gegeniber dem Kommunalunternehmen
geltend zu machen — kdnnen diese nicht ausgeglichen werden, musste die Gemeinde
im Rahmen der Gewahrtragerhaftung dafur einstehen.

Ein Zweckverband wird aufgrund der schwierigen Ein- wie Austrittsmoglichkeiten von
allen interessierten Beteiligten abgelehnt und findet insofern keine Akzeptanz.

Der vorgenannte offentliche Zweck Iasst sich insofern nicht besser durch Rechtsformen
des o6ffentlichen Rechts erfullen.

Die Aufgabenwahrnehmung durch eine GmbH verspricht insbesondere im Hinblick auf
die Beteiligung des kreisangehdrigen Bereichs, der Haftungsbeschrankung sowie der
Einflussnahme durch die Selbstverwaltung den grof3tmdglichen Erfolg.

Begrenzung der Haftungs- und Einzahlungsverpflichtung (§ 102 Abs. 2 Nr. 2 GO)

Die Einzahlungsverpflichtung ist auf den Geschaftsanteil gemal dem Gesellschafterver-
trag begrenzt. Daneben ist der vertraglich festgesetzte jahrliche Gesellschafterzuschuss
von 2,00 € je Einwohnerin bzw. Einwohner zu entrichten.

Die gesellschaftsrechtlichen Vorgaben begrenzen das Haftungsrisiko der Gemeinde auf
das Stammkapital.



Angemessener Einfluss auf die Gesellschaft (§ 102 Abs. 2 Nr. 3 GO)

Die angemessene Einflusssicherung erfolgt durch die Entsendung von Vertretern in die
Gesellschafterversammlung sowie in den Aufsichtsrat (§§ 8, 11 des Gesellschaftsver-
trages).

Teilnahmerecht des gesetzlichen Vertreters (§102 Abs. 2 Nr. 4 GO)
Das Teilnahmerecht des gesetzlichen Vertreters ist in § 8 Absatz 1 des Gesellschafts-
vertrages (Gesellschafterversammlung) verankert.

Entscheidungsvorbehalte (§ 102 Abs. 2 Nr. 5 GO)
Die Entscheidungen nach § 28 Nr. 18 GO sind der Gesellschafterversammlung vorbe-
halten (§ 9 Buchstabe g) des Gesellschaftsvertrages).

Jahresabschluss und Lagebericht (§ 102 Abs. 2 Nr. 6 GO)

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind entsprechend der Regelungen im Ge-
sellschaftsvertrag in Anwendung der Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsge-
setzbuches fur grol’e Kapitalgesellschaften aufzustellen und danach zu prifen.

Wirtschaftsplanung (§ 102 Abs. 2 Nr. 7 GO)
Gemal § 6 des Gesellschaftsvertrages ist der Wirtschaftsplan in sinngemalier Anwen-
dung der Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung aufzustellen.

Offenlegungspflichten (§ 102 Abs. 2 Nr. 8 GO)

Die Offenlegungspflichten der gewahrten Gesamtbezuge fur die Tatigkeit im Geschafts-
jahr im Sinne des § 285 Nr. des Handelsgesetzbuches (HGB) der Mitglieder der Ge-
schaftsfuhrung, des Aufsichtsrates und andere Organe der Gesellschaft ist in § 15 Ab-
satz 6 des Gesellschaftsvertrages geregelt.
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Sachverhalt:

Die Gemeinde hat im Beteiligungsverfahren zum ersten Entwurf der Fortschreibung des Landes-
entwicklungsplans (LEP) Schleswig-Holstein 2010, das von Dezember 2018 bis Mai 2019 statt-
fand, eine Stellungnahme abgegeben.

Landesweit wurden im Beteiligungsverfahren zum ersten Entwurf rund 700 Stellungnahmen abge-
geben. Diese wurden auf die Kapitel des LEP aufgeteilt, ausgewertet und abgewogen. Anschlie-
Rend wurde zu jeder Stellungnahme ein Votum verfasst, aus dem unter anderen ersichtlich ist, ob
die Hinweise und Vorschlage aus der Stellungnahme zu Anderungen am Planentwurf gefiihrt ha-
ben. Die nach Kapiteln sortierten (Teil-)Stellungnahmen und die Voten kdnnen in einer Synopse
eingesehen werden. Die Synopse finden Sie ausschlieRlich im Online-Beteiligungsportal bei den
Unterlagen zum zweiten Beteiligungsverfahren unter www.bolapla-sh.de/plan/lep-02.

Am 24. November 2020 hat die Landesregierung dem zweiten Entwurf der Fortschreibung des
Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein 2010 zugestimmt. Vom 8. Dezember 2020 bis ein-
schlieBlich 22. Februar 2021 findet die Offentlichkeitsbeteiligung zu diesem zweiten Entwurf statt.

Das Beteiligungsverfahren beschrinkt sich auf die Anderungen gegeniiber dem ersten
Entwurf der Fortschreibung, den die Landesregierung im Dezember 2018 vorgeleqt hat. Der
Beteiligungszeitraum ist daher gemal § 9 Absatz 3 Raumordnungsgesetz (ROG) kirzer als beim
Beteiligungsverfahren zum ersten Entwurf.

Alle Unterlagen des zweiten Beteiligungsverfahrens stehen ebenfalls im Online-Beteiligungsportal
BOB.SH unter www.bolapla-sh.de/plan/lep-02 zur Verfiigung. Informationen zur Fortschreibung
des Landesentwicklungsplans finden Sie auler auf BOB.SH auch auf den Internetseiten im Lan-
desportal unter www.schleswig-holstein.de/lep-fortschreibung.

Die von der Gemeinde bzw. von den amtsangehérigen Gemeinden vorgebrachten Stellungnahmen
haben nur Teilweise Berucksichtigung gefunden. Diese wurden durch die Landesplanungsbehdrde
wie folgt abgewogen:

Stellungnahme der Gemeinde/n Abwagung der Landesplanungsbehdrde

Teil A,11. Abs. . S., S. 12

Die Gemeinde begruflt die Flexibilitdt des | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Landesentwicklungsplanes. Sie nimmt die
Formulierung aus dem Teil A, 1 1. Abs. I. S., S.




12, dass der LEP ein ausreichendes Maf an
Flexibilitat und Gestaltungsspielraum fir die
Kommunen beinhaltet, wohlwollend zur
Kenntnis. Unter Umstanden wird die Gemein-
de auf diese Flexibilitat zurickkommen mis-
sen.

Teil B, 2.1,2 G, S. 42

Derim Teil B, 2.1, 2 G aufgefuhrte Grundsatz
wird begrift. Hiernach sollen in den Kisten-
zonen regionale Strategien entwickelt werden,
die die erforderlichen Anpassungen an den
Klimawandel und die Potentiale der Kistenzo-
nen von Nord- und Ostsee fur eine nachhalti-
ge Nutzung aufzeigen, sowie bei den unter-
schiedlichen Raumnutzungsansprtchen und
Entwicklungen frihzeitige Konflikte zwischen
Schutzerfordernissen und Nutzungsinteressen
vermieden werden, und bestehende Nut-
zungskonflikte minimiert werden.

Die Gemeinde mochte anmerken, dass es von
grol3er Bedeutung flr die kleinen Kommunen
ist, wer diese Plane aufstellen soll und auf
wessen Kosten dies zu geschehen hat. In vie-
len Gemeinden stehen finanzielle Mittel hierfir
nicht zur Verfigung.

Die in Absatz 2 G genannten regionalen Strate-
gien stehen im Sinne einer nachhaltigen Zu-
kunftsentwicklung der Kustenrdume im Interesse
der Kommunen. Einzelgemeindliche Ansatze sind
hier in der Regel wenig sinnvoll. Sie sollen daher
von den Gemeinden in interkommunaler Zusam-
menarbeit unter Einbeziehung der relevanten
Fachplanungen erarbeitet werden.

Zur Klarstellung wird der Text in Kapitel 2.1 in der
Begrindung B zu 2 erganzt.

TeilB,2.3-6Gi.V.m. B zu 6, S.49 und 51

Hier wird durch den LEP als Grundsatz vorge-
sehen, dass der OPNV in den landlichen
Raumen erhalten bleiben und die Verkehrsan-
bindung auch unter Nutzung neuer Mobilitats-
angebote verbessert werden soll. Generell
begrit die Gemeinde den Ansatz. Es darf
jedoch nicht zur Folge haben, dass das Land
sich seiner Verantwortung entzieht. Es sollen
gemeindliche Burgerbusse bzw. ehrenamtli-
che Fahrmdglichkeiten geschaffen werden,
um einen nicht wirtschaftlichen Betrieb in klei-
nen Gemeinden nicht mehr aufrechterhalten
zu missen. Diesem Grundsatz wird durch die
Gemeinde widersprochen und bedarf der An-
passung. Somit ist die Formulierung, dass der
OPNYV durch alternative Angebotsformen er-
ganzt werden "muss" zu andern. Hier darf ma-
ximal ein "soll" mit aufgeflihrt werden, besser
jedoch ein "kann".

Das Amt Schlei-Ostsee spricht sich in der Stel-
lungnahme fir den Grundsatz 6 aus, wonach das
OPNV-Netz im landlichen Raum erhalten und
verbessert werden soll.

In der Begriindung zu 6 sind beispielhaft alterna-
tive Angebotsformen zur Erganzung des OPNV
aufgezahlt, wie Internetportale, ,die ehrenamtlich
organisiert Fahrtwiinsche und —angebote vermit-
teln“. Die Organisation und Finanzierung des
OPNV durch OPNV-Mittel des Landes ist hiervon
unabhangig.

Alternativ soll der Stellungnahme des Amtes
Schlei-Ostsee folgend das Wort ,muss® durch
,soll“ oder ,kann“ ersetzt werden. Die Verwen-
dung des Wortes ,missen® im Text der Begrin-
dung zu Grundsatz 6 schafft keine gesteigerte
rechtliche Konsequenz fiir die Kommunen, die
alternative Angebotsformen schaffen miussen,
kénnen oder sollen. Es hat an dieser Stelle ledig-
lich appellativen Charakter und sollte in dieser
Formulierung erhalten bleiben.

Teil B, 2 G, S. 52

Hier wird aufgeflihrt, dass die Stadt- und Um-
landbereiche in Iandlichen Rdumen als regio-
nale Wirtschafts- Versorgungs- und Sied-

lungsschwerpunkte in den landlichen Raumen

Eine bedarfsgerechte Versorgung der Bevdlke-
rung mit Wohnraum soll in allen Teilrdumen des
Landes sichergestellt werden (siehe Ziffer 3.6

Absatz 1). Dies gilt auch fir die Stadt- und Um-




gestarkt werden und dadurch Entwicklungsim-
pulse fur den gesamten landlichen Raum ge-
ben. Dies wird durch die Gemeinde sehr be-
furwortet. Im Umkehrschluss wirde dies aber
auch erfordern, dass das Entwicklungskontin-
gent fur diese Gemeinden von 10% nicht aus-
reichend ist. Eine Anpassung nach oben ware
erforderlich. Durch die Gemeinde wird hier
eine Anpassung von 10% auf 15% vorge-
schlagen.

landbereiche in landlichen Radumen. Auf Basis
der derzeitigen Bevdlkerungs- und Wohnungsbe-
darfsprognosen wird davon ausgegangen, dass
fur die Gemeinden in den Stadt- und Umlandbe-
reichen der landlichen Raume in der Regel ein
wohnbaulicher Entwicklungsrahmen von bis zu
10% des Wohnungsbestandes grofd genug ist,
um im Planungszeitraum den Bedarf an neu zu
bauenden Wohnungen decken zu kénnen. In
Stadt- und Umlandbereichen, in denen ein Ent-
wicklungsrahmen von 10% nicht ausreichend
erscheint, besteht die Méglichkeit, dass dieser
auf der Grundlage einer verbindlichen interkom-
munalen Vereinbarung von einzelnen, dafur ge-
eigneten Gemeinden auch Uberschritten werden
kann. Voraussetzung ist aulerdem, dass die
Entwicklung bedarfsgerecht erfolgt und der Be-
darf aus einer aktuellen Bevélkerungs- und Woh-
nungsbedarfsprognose abgeleitet wurde.
Insofern wird dem Vorschlag des Einwenders
nicht gefolgt, sondern auf die Mdglichkeit der
Uberschreitung des wohnbaulichen Entwicklungs-
rahmens in Verbindung mit einer interkommuna-
len Vereinbarung verwiesen (siehe Ziffer 3.6.1
Absatz 5).

Insbesondere fur die Stadt- und Umlandbereiche
in landlichen Raumen, in denen starke Verflech-
tungen zwischen Kernstadt und angrenzenden
Gemeinden bestehen, werden interkommunale
Vereinbarungen zur Siedlungsentwicklung grund-
satzlich empfohlen. Sie kdnnen in besonderem
Malie eine bedarfsgerechte Siedlungsentwick-
lung an geeigneten Standorten sichern, die zur
Weiterentwicklung der lIandlichen Raume beitragt
und gleichzeitig die Flachenneuinanspruchnahme
reduziert und Freirdume sichert.

Zur Karte in Teil B, 3.1.2, S. 64

Es stellt sich die Frage, an was die Abgren-
zung des strukturschwachen landlichen Rau-
mes festgemacht wird. Die Gemeinde schlagt
hier vor, die Schlei als Abgrenzung zu wahlen.

Die hier als ,strukturschwache landliche Raume*
dargestellten Teilen Schleswig-Holsteins sind
groldraumig gesehen dunner besiedelt und wirt-
schaftlich schwacher als andere Landesteile. Die
Darstellung orientiert sich bereits an der Schlei.

Teil B,3.5,1Z,S.74 und Teil B, 4.7.1,4 Z,
S.178

Zu Teil B, 3.5,1Z, S. 74 "In den Regionalpla-
nen sind in den Schwerpunktraumen fur Tou-
rismus und Erholung (Kap. 4.7.1 Abs. 4) Bau-
gebietsgrenzen festzulegen, sofern keine re-
gionalen Grundziige (Kap. 6.3.1) dargestellt
sind."

und zu Teil B, 4.7.1,4 Z, S. 178 "In den Regi-
onalplanen sind in den Schwerpunktrdumen
fur Tourismus und Erholung entweder Gren-
zen fur die Siedlungsentwicklung (Bauge-
bietsgrenzen, Kap. 3.5) darzustellen, innerhalb

Die Schwerpunktrdume fir Tourismus und Erho-
lung zeichnen sich vielfach durch einen erhebli-
chen Siedlungsdruck, eine hohe Siedlungsdichte
sowie ein hohes Personenaufkommen (Ferien-
gaste, Tagestouristen, Wochenendgaste) aus.
Darlber hinaus verfiigen die Schwerpunktraume
haufig Uber eine hohe naturschutzfachliche und
landschaftliche Qualitat. Vor diesem Hintergrund
wird weiterhin am Einsatz steuernder raumordne-
rischer Elemente, wie Baugebietsgrenzen, fest-
gehalten.




derer sich die bauliche Entwicklung vollziehen
darf, oder es sind regionale Grundziige (Kap.
6.3.1) darzustellen, in denen keine planungs-
mafige Siedlungsentwicklung stattfinden darf.
Der Gemeinde fehlt an dieser Stelle eine Er-
lauterung dazu, wer genau diese Grenzen
festlegt. Die Festlegung solcher Baugebiets-
grenzen sowie der regionalen Grundzlge darf
nicht ohne Zustimmung der betroffenen Ge-
meinde erfolgen, da hiermit ein Eingriff in die
kommunale Planungshoheit erfolgt. Durch
diese Art von Festsetzung wird fiir die Zukunft
die bauliche Entwicklung in den betroffenen
Gebieten untersagt bzw. auf bestimmte Berei-
che beschrankt. Der LEP ist hieraufhin anzu-
passen.

Der Landesentwicklungsplan bildet die Ermachti-
gungsgrundlage fiir die Festlegung von Bauge-
bietsgrenzen in den Regionalplanen. Die konkre-
te Abgrenzung ist nicht Gegenstand der Fort-
schreibung des LEP, sondern erfolgt in den Regi-
onalplanen. Fir die Aufstellung von Regionalpla-
nen gelten die Beteiligungsvorschriften des § 5
Abs. 5 LaPlaG.

Aus den bisherigen Formulierungen bereits geht
hervor, dass die Festlegung von Baugebietsgren-
zen in der Regionalplanung erfolgt. Der Stellung-
nahme wird daher nicht gefolgt.

Teil B, 3.6, Bzu 1, S. 76:

"Damit aus Grunden der Nachhaltigkeit fir den
Wohnungsbau weniger neue Flachen in An-
spruch genommen werden, missen neben
den Innenentwicklungspotentialen auch die
Wohnungsbestande starker bei der Angebots-
planung bericksichtigt werden." Den Gemein-
den wird mit der Betrachtung der Berticksich-
tigung von Innenentwicklungspotentialen be-
reits eine groRe Aufgabe (ibertragen, da diese
sich negativ auf das wohnbauliche Entwick-
lungskontingent niederschlagen und oft nicht
zur Verfiigung stehen. Nun sollen neben die-
sen Potentialen auch Wohnungsbestande
starkere Berucksichtigung finden. Dies ist in
den meisten Fallen nicht umsetzbar. Zunachst
stellt sich die Frage, welche Bestande hiermit
gemeint sind. Wird von den bereits vorhande-
nen Leerstanden oder aber von kunftig even-
tuell freiwerdenden Gebauden gesprochen?
Hier hat eine Konkretisierung durch das Land
zu erfolgen. Weiterhin weist die Gemeinde
daraufhin, dass sie auf solche Gebaude kei-
nen Zugriff hat und sobald Interesse geaufert
werden wiirde, vollig Uberzogene Preise von
den Eigentumern verlangt werden, welche ihr
Grundstuck mit Bestandsimmobile verkaufen.
Die Gebaude wirden aber im Zuge der Bau-
leitplanung abgerissen werden mussen. Zu
den Kosten des Grundstlickserwerbes wirden
somit Entsorgungs- und ErschlieBungskosten,
Kosten der Bauleitplanung u. a. hinzukom-
men. Der hier festgelegte Grundsatz in Kapitel
3.6 des LEPs ist somit faktisch nicht durch-
setzbar.

Einbeziehung von Innenentwicklungspotentialen
und Wohnungsbestanden

Gemeinden missen im Rahmen ihrer Bauleitpla-
nung grundsatzlich sparsam und schonend mit
Grund und Boden umgehen und die Inanspruch-
nahme neuer Flachen auf ein Mindestmal} be-
grenzen. Das BauGB sieht hierzu vor, dass die
stadtebauliche Entwicklung vorrangig durch
Mafinahmen der Innenentwicklung zu erfolgen
hat. Daher missen bei der Aufstellung von Bau-
leitplanen in jedem Fall Moglichkeiten der Innen-
entwicklung geprift werden. Hierzu zahlen insbe-
sondere Brachflachen, leerstehende Gebaude,
Baullicken und weitere Nachverdichtungsmaog-
lichkeiten. Die Ziele und Grundsatze des LEP zu
Innenentwicklungspotentialen und Wohnungsbe-
stdnden entsprechen somit den Vorgaben des
BauGB.

Bei der Berlcksichtigung der Wohnungsbestande
sollen sich Gemeinden im Rahmen ihrer Bauleit-
planung beispielweise mit bereits langer leerste-
henden Gebauden auseinandersetzen und im
Rahmen ihrer Mdglichkeiten ggf. Voraussetzun-
gen fur eine Weiterentwicklung oder fur Abriss
und Neubebauung der Flachen schaffen.

Die Landesplanung erkennt an, dass die Akti-
vierung und Nutzung von Innenentwicklungs-
potentialen, Wohnungsleerstanden und Nach-
verdichtungsmaoglichkeiten schwierig oder
auch unmaoglich sein kann. In der Praxis, d.h.
bei der landesplanerischen Beurteilung von
Bauleitplanen, werden daher nicht zur Verfii-
gung stehende Innentwicklungspotenziale
auch nicht auf den wohnbaulichen Entwick-
lungsrahmen angerechnet. *

* Hervorhebung durch das Amt Schlei-Ostsee

Teil B,3.6,2G 1. S., S, 75 und B zu 2, letzter
Absatz S. 76

Als Bedarfskomponente beim Wohnungsneu-

Mobilitats- und Leerstandsreserve




bau sollen Mobilitdts- und Leerstandsreserven
fur die Sicherstellung gut funktionierender
Wohnungsmarkte berucksichtigt werden. Die-
se sollen je nach Lage 1 bis 3 % des Woh-
nungsbestandes betragen. Dies ist in den Be-
reichen der landlichen Rdume sowie der Stadt
und Umlandbereiche schwer bis gar nicht
praktikabel. Eine Realisierung ware nur in den
Bereichen mdglich, in denen die Gemeinden
selber Wohnungsbau betreiben. Finanzielle
Mittel fir den Betrieb von Wohnungsbau mit
einer zusatzlichen Bereitstellung von Leer-
stand als "Puffer" stehen nicht zur Verfugung.
Der Grundsatz ist somit im landlichen Bereich
aufgrund finanzieller Einschrankungen nicht
umsetzbar, und diesem wird somit widerspro-
chen.

Der Wohnungsmarkt in einer Gemeinde kann nur
dann gut funktionieren, wenn immer ein Teil der
Wohnungen kurzfristig leer steht. Der Leerstand
sollte idealerweise ca. 1 bis 3% des Wohnungs-
bestandes betragen. Liegt er darunter, sollten
Gemeinden mit ihrer Bauleitplanung die Voraus-
setzungen fur entsprechend mehr Wohnungs-
neubau schaffen. Darlber hinaus sollen sie dabei
die weiteren Bedarfskomponenten Neubedarf und
Ersatzbedarf berucksichtigen.

Teil B,3.6.1-32,S.77

Hier wird von einem "Hohen Anteil an Ferien-
und Freizeitwohnungen" gesprochen. Es ist
naher zu konkretisieren, wo die Grenze fiir
einen "hohen" Anteil gezogen wird. Zudem
unterscheidet die Baunutzungsverordnung
zwischen Ferien- und Wochenendhausern.
Was meint der LEP mit Freizeitwohnen? Dies
bedarf ebenfalls einer ndheren Konkretisie-
rung.

Der Text (Ziffer 3.6.1 Absatz 3) wird geandert.

Teil B, 4.5.4,3 G, S. 149

Die Gemeinde spricht sich gegen die Schaf-
fung von Energiespeichern im Amtsgebiet
Schlei-Ostsee sowie in den Bereichen der
Eckernférder Bucht aus. Dem Grundsatz 3 G
wird somit widersprochen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Die Landesplanungsbehdrde halt am Grundsatz 3
G fest. Bei der Errichtung von Energiespeichern
ist jedoch zu beachten, dass entsprechend des
Grundsatzes 3 G die hydrogeologischen Voraus-
setzungen geeignet sind und Belange des
Grundwasserschutzes oder anderer Schutzgiter
der Errichtung nicht entgegenstehen.

Teil B, 4.6, 1 G sowieBzu 1, S. 164 f.

Es wird wohlwollend zur Kenntnis genommen,
das Fracking weiterhin ausgeschlossen ist.
Die Gemeinden sprechen sich gegen die Auf-
suchung von Rohstoffen, wie z. B. Kohlen-
wasserstoffen, im Erdreich aus, auch wenn die
Aufsuchung und Gewinnung aus konventionel-
len Lagestatten, ohne den beabsichtigten Ein-
satz von "Fracking"- Technologien erfolgt. Jeg-
liche Formen dieser MaRnahmen stehen den
touristischen Zielen in dieser Region entge-
gen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Der Ausschluss von Fracking ist in 5 Z des Kapi-
tels 4.6 geregelt.

Teil B, 4.6, Karte, S. 166




Die Karte zu den Potentialflachen fur den Ab-
bau oberflachennaher Rohstoffe ist ungenau.
Hier lasst sich nicht ableiten, wo die Gebiete
exakt verlaufen. Es kann sich bei dieser Karte
somit nur um eine rein schematische Darstel-
lung handeln. Aus der Karte des Landschafts-
rahmenplanes, welche u. a. den LEP konkreti-
siert, lasst sich enthenmen, dass der Schwer-
punktraum in der Gemeinde Gammelby sich
reduziert hat und innerhalb der Gemeinde
Barkelsby ganzlich weggefallen ist. In den
Bereichen Birkensee Richtung Biiltsee,
Lundshof und Kochendorf wurde der Schwer-
punktraum hingegen ausgedehnt. Neu hinzu-
gekommen ist die Flache in Rieseby (zwi-
schen Sonderby und Norby). Die Gemeinden
nehmen zur Festsetzung der Potentialflachen
fir den Abbau oberflachennaher Rohstoffe
dahingehend Stellung, dass die Gestaltung
und Festlegung dieser Flachen zwar wichtig
ist, diese aber einer stadtebaulichen Entwick-
lung der Gemeinden nicht entgegenstehen
darf. Explizit in der Gemeinde Rieseby ist eine
stadtebauliche Entwicklung zur Arrondierung
in diesen Bereichen vorgesehen. Die Entwick-
lungsflachen finden bereits Niederschlag im
gemeindlichen Landschaftsplan.

Bei der Themenkarte 16 handelt es sich nur um
eine schematische Ubersicht, die keine gebiets-
scharfen Abgrenzungen zulasst.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Die Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsge-
bieten flr den Abbau oberflachennaher Rohstoffe
ist Gegenstand der Regionalplanung. Die Regio-
nalplane fir Schleswig-Holstein befinden sich
derzeit im Verfahren fiir eine Neuaufstellung.

Teil B,4.7,3G,B zu 3, S. 175 f.

Im Rahmen der gemeindlichen Interessen
kann zur Sicherung des Kiistensaums und des
Erhalts geschutzter Biotope auf eine kisten-
nahe Bebauung nicht verzichtet werden. Die
Hochwasserrisiken sind dann durch die Bau-
leitplanung zu bewerten und zu berlcksichti-
gen.

Kustenschutz ist in erster Linie der Schutz von
Menschen, aber auch ihrer Sachwerte, vor den
zerstorerischen Angriffen des Meeres. Durch die
zunehmende Gefahrenlage im Kistenbereich
infolge eines beschleunigten Meeresspiegelan-
stieges sind Anpassungen von Kistenhochwas-
serschutzanlagen und weitere Mahahmen im
Umgang mit einem verstarkten Kistenabbruch
notwendig. Der hierflur erforderliche Raumbedarf
soll durch die Vorranggebiete flr den Kisten-
schutz und die Klimafolgenanpassung im Kiis-
tenbereich gesichert werden.

Die Vorranggebiete bestehen aus den in Kapitel
6.6.1, Absatz 1 genannten Kategorien. Die Mdg-
lichkeiten fir raumbedeutsame Planungen und
Mafinahmen werden in Kapitel 6.6.1, Absatz 2
genannt. Die Ausweisung als Vorranggebiet be-
deutet in der Regel nicht den Ausschluss anderer
Anspriiche im Sinne eines generellen Nutzungs-
verbotes. So ist zum Beispiel in Schwerpunkt-
raumen fur Tourismus und Erholung oder Ent-
wicklungsraumen und —gebieten flir Tourismus
und Erholung eine touristische Weiterentwicklung
und Erholungsnutzung weiterhin grundsatzlich
maoglich, soweit sie den besonderen Risiken hin-
reichend Rechnung tragt (siehe hierzu B zu 2 in
Kapitel 6.6.1).

Bei Planungen und MaRRnahmen in raumlicher
Nahe zu Kisten wird daher eine frihzeitige Ein-
bindung der zustandigen Fachbehdrden dringend




empfohlen.

Teil B, 4.7.1, Anlage 5

Hier ist die Anlage 5 im Bereich der Ostsee-
kuste um die Gemeinden Barkelsby und
Eckernférde zu erganzen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.

Teil B, 4.7.3,1 G, S. 183

Losgel6st von der konkreten Festlegung der
Einheiten sollte hier einzelfallbezogen gepruft
werden. Gerade im Hinblick auf die Erweite-
rungen bereits bestehender Anlagen muss
geprift werden, ob ein solch kosten- und zeit-
intensives Verfahren pauschalisiert erforder-
lich sein muss, oder ob man im Rahmen einer
Einzelfallprifung zu einem anderen Ergebnis
kommen kénnte. Die Gemeinden fordern so-
mit ein, dass hier zu mindestens die Mdglich-
keiten eventueller Ausnahmen geschaffen
werden.

Die Landesplanungsbehdrde kann zur Vorberei-
tung ihrer Stellungnahme zu einer Bauleitplanung
eine raumplanerische Abstimmung nach § 11
Abs. 4 LaplaG durchfiihren, um die erheblichen
Auswirkungen der Planung zu ermitteln. Der Auf-
wand ist in der Regel geringer als in einem
Raumordnungsverfahren.

Mit der raumplanerischen Abstimmung soll ein-
zelfallbezogen gepruft werden wie eine standort-
vertragliche Entwicklung von Tourismusprojekten
erfolgen kann ohne zu Lasten der Freiraumsiche-
rung oder der Zuganglichkeit von Natur und
Landschaft fur die Allgemeinheit etc. zu gehen.
Weitere Erlauterungen enthalt die Begriindung zu
1,2.

Durch das Instrument des raumplanerischen Ab-
stimmungsverfahrens soll sichergestellt werden,
dass Natur und Landschaft auch als Grundlage
fur die touristische Entwicklung gesichert und in
ihrer Funktionsfahigkeit nicht durch gréRere tou-
ristische Projekte beeintrachtigt werden. Schliel3-
lich ist die raumplanerische Abstimmung bereits
Gegenstand des gultigen LEP 2010 und hat sich
aus Sicht der Landesplanung als Vorsorgein-
strument bewahrt. Die Priifung zur Durchflihrung
einer raumplanerischen Abstimmung erfolgt im
Einzelfall.

Teil B, 5, 1 G Seite 193

Richtigerweise ist die Auflistung der Angebote
fur die Daseinsvorsorge nicht abschlielend
aufgefiihrt. Die Verantwortung der Gemeinden
zur Bereitstellung von Flachen zur Beisetzung
ihrer Burger (Bestattungsgesetz SH) sowie der
zunehmende Rickzug der bisherigen Trager
religiéser Friedhofe und / oder Simultanfried-
hofen bereiten den Gemeinden in der Flache
erhebliche Schwierigkeiten.

Da gem. Bestattungsgesetz jede einzelne
Gemeinde zur Sicherstellung verantwortlich
ist, dieses aber auch bei Kleinstgemeinden
nicht méglich sein wird, sind zentrale Bereit-
stellungen der Flachen nach mindestens Teil
B 3.1.1. bis 3.1.3 einzurichten.

Die Aufwendungen fur diese Orte sind kosten-
neutral, da der Betrieb durch Gebihren kos-
tendeckend auszufihren ist. Ausfalle kbnnen

Dem Vorschlag wird nicht gefolgt. Der LEP ver-
zichtet fur zentrale Orte auf eine Vorgabe eines
Ausstattungskataloges, der fiir die einzelnen Hie-
rarchiestufen des zentralortlichen Systems ab-
schlielRend bestimmt, welche zentralértlichen Ein-
richtungen jeweils vorgehalten werden sollen.
Aus diesem Grund wird auch nicht den Ober-,
Mittel- und Unterzentren vorgeschrieben, Fried-
hofe bereitzustellen, um Gemeinden im Verflech-
tungsraum dieser zentralen Orte mitzuversorgen.




Uber die zentraldrtlichen Mittel ausgeglichen
werden.

Der Landesentwicklungsplan sollte den Ge-
danken zur ergdnzenden kommunalen Sicher-
stellung von Bestattungsflachen definieren.

Teil B, 5.7,4G,Bzu4S. 218

Den "ausreichend grof3en Abstand" haben die
Gemeinden ebenfalls bei Einzelgehodften und
Siedlungssplittern einzuhalten. Es ist eine
Konkretisierung des Begriffes erforderlich und
mit in den LEP aufzunehmen. Sofern durch
Bauleitplanung die Schutzabstande definiert
werden missen, muss fur die Gemeinde, im
Falle einer Klage Rechtssicherheit bestehen.
Somit ist eine Konkretisierung unabdingbar.
Fraglich ist zudem, wie sich die kommunale
Bauleitplanung im Rahmen eines Planfeststel-
lungsverfahrens durchsetzen kann.

Die Festlegung pauschaler Schutzabstande
durch den Landesentwicklungsplan ist nicht be-
absichtigt und der bauleitplanerischen Prifung im
jeweiligen Einzelfall vorbehalten.

Der hiesige Grundsatz bezieht sich auf die Pla-
nung und Ausweisung von neuen Wohngebieten
und anderen sensiblen Nutzungen gegenuiber
bestehenden Abfallentsorgungsanlagen und De-
ponien. Dies betrifft insoweit nicht unmittelbar die
fachplanerische Privilegierung i.S.d. § 38 BauGB.

Teil B, 6.1, 2 G, S. 222

Der Begriff Regenwassermanagement wird
aufgrund der minimalistischen Auflistung im
Kap. 5.7 des LEP’s als nicht zutreffend ange-
sehen. Der vermehrte Umsatz dezentraler
Lésungen stellt aus Sicht der Gemeinden kein
Management dar.

Kapitel 5.7, B zu 2, letzter Absatz: Bei der Er-
schliefung von Gebieten ist neben der Regen-
wasserbehandlung auch die Rickhaltung des
Niederschlags in der Flache zu bericksichtigen,
um hydraulische Belastungen und 6kologische
Schadigungen der Gewasser zu vermeiden und
einen Beitrag zum vorsorgenden Hochwasser-
schutz zu leisten.

Teil B, 6.2, 1 G, S. 225

Die Ausweitung von derzeit 11 % auf kunftig
15 % des landesweiten Biotopenverbundes
wird fraglich gesehen. Betrachtet man die 6f-
fentliche Diskussion zum Thema Windenergie
bei einer Ausweitung auf bis zu 2 % der Lan-
desflache, ist fraglich wie die Flachen analy-
siert werden und welche Auswirkungen die
Ausweitung des Biotopenverbundes auf sons-
tige Nutzungen wie z. B. den Tourismus und
den Wohnungsbau haben wird.

§ 12 des Landesnaturschutzgesetzes legt fest,
dass der Biotopverbund in Schleswig-Holstein
mindestens 15 Prozent der Flache des Landes
umfassen soll.

Der Landesentwicklungsplan tragt mit der Festle-
gung von Raumkategorien, die in den Regio-
nalplanen zu konkretisieren sind, hierzu bei. Hier-
zu zahlen u.a. die Vorranggebiete fur den Natur-
schutz und Vorbehaltsgebiete fir Natur und
Landschaft. Bei Planungen und MaRnahmen sind
diese zu beachten oder im Rahmen der Abwa-
gung zu berucksichtigen.

Teil B, 6.2, 6 G, S. 227

Es wird wohlwollend zur Kenntnis genommen,
dass Altlasten so zu sanieren sind, dass dau-
erhaft keine Gefahr fir den Einzelnen oder die
Allgemeinheit entstehen. Das Land S-H muss,
insbesondere in den Fallen, in denen eine
Zustandigkeit fur eine Sanierung nicht kurzfris-
tig geklart werden kann, in die Pflicht genom-
men werden.

Die Sanierung von Altlasten im Einzelfall liegt
nicht im Rahmen der Regelungsmdglichkeiten
des LEP.




Teil B, 6.3.1,2Z, S. 238

"In den Regionalplanen sind in den Schwer-
punktraumen fur Tourismus und Erholung -
soweit keine Baugebietsgrenzen dargestellt
werden - zum Schutz des Freiraums gegen-
Uber einer planmafigen Siedlungsentwicklung
regionale Grundziige darzustellen."

Auch in diesem Kapitel wird nochmal klar zum
Ausdruck gebracht, dass eine der beiden Al-
ternativen durchzufiihren ist. Die Gemeinde
widerspricht diesem Ziel und stellt auf den
Eingriff in die kommunale Planungshoheit ab.
Das Festlegen solcher Grenzen bzw. Gebiete
darf nicht ohne die Zustimmung der Gemeinde
erfolgen. Dies ist an den entsprechenden Stel-
len des LEP’s mit aufzunehmen.

Wie in Kapitel 6.3.1, B zu 1 — 6 ausgeflhrt, resul-
tieren aus der héheren Siedlungsdichte, dem ho-
heren Siedlungsflachenanteil, der starkeren Ar-
beitsplatzkonzentration sowie der Entwicklungs-
dynamik der Ordnungsraume gegentber den
Iandlichen Rdumen besondere Anforderungen an
die Freiraumsicherung. Eine ahnliche Situation
gibt es auch in den Schwerpunktraumen fiir Tou-
rismus und Erholung. Mit dem regionalplaneri-
schen Instrument der regionalen Grunzuge wird
der Aufgabe der vorsorgenden Sicherung von
Freirdumen und Freiraumfunktionen in dicht be-
siedelten Raumen sowie in Schwerpunktraumen
fur Tourismus und Erholung Rechnung getragen.
Neben der 6kologischen Qualitatssicherung sol-
len diese Grinzuge sicherstellen, dass die Ord-
nungsradume auch in Zukunft fur inre Bewohne-
rinnen und Bewohner attraktiv und Erholungs-
raume erhalten bleiben. Daher soll hier planma-
Rig nicht gesiedelt werden. Gleichwohl wird bei
der Festlegung der regionalen Griinzlige in den
Regionalplanen darauf geachtet, dass flr die
Gemeinden ausreichend Entwicklungsmoglichkei-
ten bleiben.

Die Regionalplane werden zur Zeit neu aufge-
stellt. In diesen Prozess ist die kommunale Ebene
intensiv eingebunden. Dies entspricht dem raum-
ordnerischen Planungssystem in Deutschland
und stellt keinen Eingriff in die Planungshoheit
der Gemeinden dar. An der Zielfestsetzung als
Auftrag an die Regionalplanung wird daher fest-
gehalten.

Der Stellungnahme wird daher nicht gefolgt.

Teil B, 6.3.1,2 Z, S.238

Fur die Festlegung der Regionalen Grinzige
gilt dieselbe Stellungnahme wie zu Teil B, 3.5,
1Z,S.74 und Teil B, 4.7.1, 4 Z, S. 178. Hie-
rauf wird verwiesen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Es wird auf das Votum zur Stellungnahme der
Gemeinde zu Kapitel 3.5, Absatz 1 und Kapitel
4.7.1, Absatz 4 verwiesen.

Teil B, 6.6.1, 1 Z sowie 2 Z, S. 251

Viele der amtsangehorigen Gemeinden verfi-
gen Uber umfangreiche bauliche Anlagen so-
wie touristische Nutzungen im kistennahen
Bereich. Diesen muss weiterhin ermdglicht
werden, sich im Rahmen des Kiistenschutzes
stadtebauliche zu betatigen.

Die Vorranggebiete dienen in allererster Linie
dem Schutz der Menschen und ihrer Siedlungen
sowie dem Schutz wichtiger Infrastruktureinrich-
tungen. Dieses gilt insbesondere fiir die nicht
ausreichend geschiitzten Hochwasserrisikogebie-
te. Durch die geanderte Gefahrenlage im Kusten-
bereich sind eine Erhdhung und Verstarkung von
Kistenschutzanlagen und neue Schutzabstande
erforderlich. Dies ist in der Regel mit einem zu-
satzlichen Raumbedarf verbunden, der durch die
Vorranggebiete gesichert werden soll.

Die Vorranggebiete bestehen aus den in Kapitel




6.6.1, Absatz 1 genannten Kategorien. Die M6g-
lichkeiten fir raumbedeutsame Planungen und
MaRnahmen werden in Kapitel 6.6.1, Absatz 2
genannt. Die Ausweisung als Vorranggebiet be-
deutet in der Regel nicht den Ausschluss anderer
Anspriiche im Sinne eines generellen Nutzungs-
verbotes (siehe hierzu B zu 2)

Der Stellungnahme wird daher in diesem Punkt
nicht gefolgt.

EU-Umgebungslarmrichtlinie

Die Gemeinde Altenhof ist stark vom Ver-
kehrslarm betroffen. Sie mahnt die dafiir zu-
standigen Stellen zur raschen Umsetzung der
Vorgaben der EU-Umgebungslarmrichtlinie.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Die Planung und Umsetzung von Larmschutz-
mafRnahmen bei Infrastrukturvorhaben ist nicht
Gegenstand des LEP.

Zustandig sind hier gem. §47a - f BImSchG die
Gemeinden.

Tourismus

Die Gemeinde Altenhof weist auf das umfang-
reiche sehr relevante Angebot fir Tourismus &
Erholung innerhalb des Gemeindegebietes
hin. Dieses besteht im Einzelnen aus vorhan-
dener, Uberregional beworbener Infrastruktur
(Kistenrundwanderweg, Reitwegenetz), zum
Baden und Verweilen genutzten Strandab-
schnitten, einem Campingplatz, einem Wohn-
mobilstellplatz, 4 Gaststatten, dem groflten
Outdoor Klettergarten Schleswig Holsteins,
einem Uberregional bekannten Golfplatz mit
Uber 2.000 auswartigen Greenfreespielern pro
Jahr, einer Konzertscheune mit tber 4.000
jahrlichen Besuchern im Rahmen des Schles-
wig Holstein Musik Festivals, Ferienwohnun-
gen in Strandnahe, Messeveranstaltungen auf
dem Gut Altenhof, etc. Des Weiteren berat die
Gemeinde Uber die Ausweitung existenter
Radwege im Gemeindegebiet, welche ein wei-
terer Baustein im touristischen Angebot der
Region sein kénnten. Das beschriebene An-
gebot fur Tourismus und Erholung qualifiziert
die kleine Gemeinde Altenhof (305 Einwohner)
zwar nicht gemaf der spezifizierten Kriterien
fr den Begriff Schwerpunktregion — jedoch
profitiert nicht zuletzt die angrenzende Tou-
rismusstadt Eckernforde, welche einzelne An-
gebote in der Gemeinde Altenhof aktiv bewirbt
und vermarktet, von dem vorgehaltenen An-
gebot und gewinnt somit erheblich an Attrakti-
vitat.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Die Gemeinde Altenhof liegt im Entwicklungs-
raum fur Tourismus und Erholung. Diese sind in
den Regionalplanen zu konkretisieren und als
Entwicklungsgebiete fur Tourismus und Erholung
darzustellen. Im Zuge der Neuaufstellung der
Regionalplane wird auRerdem die Festlegung von
Kernbereichen fur Tourismus und / oder Erholung
gepruft.

Die Regionalplane fir Schleswig-Holstein befin-
den sich derzeit im Verfahren fur eine Neuaufstel-
lung. Die

Kommunen werden in diesem Prozess bereits
friihzeitig beteiligt.

Nach Durchsicht des 2. Entwurfs und den daraus zu entnehmenden Anderungen wurde durch die
Verwaltung ein Entwurf einer Stellungnahme erarbeitet, die dem Beschlusstext enthommen wer-
den kann.



Abstimmungstext:

Es wird beschlossen, folgende Stellungnahme zum 2. Entwurf des Landesentwicklungsplans ab-
zugeben:

Teil A — I. — Seite 16/17 — Flachennutzung nachhaltig gestalten — Flacheninanspruchnahme
reduzieren.

Die Neuinanspruchnahme von bisher nicht baulich vorgenutzten Flachen bei Bauvorhaben der
Kommunen, Fachplanungen und privaten Tragerschaften soll daher so sparsam wie maglich er-
folgen.

Die Kommunen planen bereits heute sparsam. Es ist im landlichen Raum jedoch darauf zu ach-
ten, dass durch eine zu kompakte Bebauung keine stadtischen Bebauungsformen stattfinden
mussen. Die Bevodlkerung im landlichen Raum wohnt in diesem Bereich, um gerade nicht in klein-
teiligen Grundstuiicksstrukturen mit verdichteter Wohnbebauung zu leben. Dies flihrt zwangslaufig
zu Grundstlcksgrofien zwischen 600 und 800 m2.

Dies bedeutet, dass langfristig keine Landwirtschafts- und Naturflachen neu fir Siedlungs- und
Verkehrsflachen in Anspruch genommen werden sollen.

Dieses Ziel ist im 1andlichen Raum nicht realisierbar. Eine Neubebauung ohne gleichzeitige Inan-
spruchnahme von Landwirtschafts- und Naturflachen ist nicht mdglich. Im landlichen Raum beste-
hen i. d. R. keine Flachen, die entsiegelt werden kénnen. Innenentwicklungspotentiale sind in den
meisten Fallen nicht vorhanden.

Hier kann es sich lediglich um einen Wunsch bzw. eine Zielvorgabe fiir Ballungsraume handeln.
Nur dort bestehen ggf. Gewerbe- und Konversionsflachen, die durch eine Entsiegelung dem Na-
turhaushalt wieder zugefiuhrt werden kdnnen.

Diese Zielvorgabe darf nicht dazu flhren, dass der landliche Raum abgehangt wird und keine
Chance mehr auf ortstypische Wohnungsbauentwicklung hat. Die derzeit dargelegten Instrumente
und Anreize fihren lediglich zu deutlich ldngeren Planungszeiten und héheren Planungskosten.

Teil B, 2.1 Kiistenmeer, B zu 2 — Seite 50

Es wird dankend zur Kenntnis genommen, dass der Hinweis der Gemeinde zur Erganzung der
Begriindung gefiihrt hat. Es wird die Stellungnahme insoweit aufrechterhalten, dass die Kosten flr
solche Strategien durch das Land SH zu tragen sind oder den Kommunen entsprechende For-
dermittel in Aussicht gestellt werden missen.

Zur Karte in Teil B, 3.1.2 Mittelzentren — S. 69

Auch wenn in der Abwagung beschrieben ist, dass die Schlei als rdumliche Abgrenzung herange-
zogen wurde, ist die kartographische Darstellung weiterhin falsch. Es wird um erneute Prifung
gebeten.

Teil B, 4.5.2 Solarenergie, 2 G - S. 160

Um eine Zersiedelung der Landschaft zu vermeiden, sollen derartige raumbedeutsame Anlagen
vorrangig ausgerichtet werden auf:
e Dbereits versiegelte Flachen,
e Konversionsflachen aus wirtschaftlichergewerblich-industrieller, verkehrlicher, wohnungs-
baulicher
e oder militArischer Nutzung und Deponien,
e Flachen entlang von AutebahnenBundesautobahnen, Bundesstralzen und Schienenwegen
mit Uberregionaler Bedeutung oder
e vorbelastete Fldchen oder Gebiete, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen ein einge-




schranktes Freiraumpotenzial aufweisen.

Der 2. Entwurf sieht erstmals die Entwicklung von raumbedeutsamen Solar-Freiflachenanlagen an
Bundesstrallen mit Giberregionaler Bedeutung vor. Im Bereich des Amtes Schlei-Ostsee sind dies
die Bundesstral’e 76 und 203.

Diese Bereiche sind stark touristisch genutzt und sollten von raumbedeutsamen Solar-
Freiflachenanlagen freigehalten werden. Es ist diesbezlglich nicht nur den Belangen in den
Schwerpunktraumen fir Tourismus Rechnung zu tragen, sondern auch dem naheren Umfeld.

Der Raum Schwansen tragt mit den derzeit vorgesehenen Vorrangflachen fur Windenergie an
Land seinen Teil zur Energiewende bei.

Durch die Herausnahme der Bundesstralen oder aber zumindest der betroffenen Abschnitte im
Bereich des Amtes Schlei-Ostsee, sollen unmittelbare Anfragen von Grundeigentimern und Vor-
habentragern entgegengewirkt werden.




Amt Schlei-Ostsee Abteilung: Zentrale Dienste
fur Gemeinde Waabs Bearbeiter: Christoph Stdcks
Aktenzeichen: 921.64; 022.31
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BESCHLUSSVORLAGE
17-GV-4/2021

Fortfuhrung der Beteiligung an der Schl.-Holst. Netz AG

Beratungsfolge Beratung Termin TOP

Gemeindevertretung Waabs offentlich 10.02.2021 9.

Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 08.12.2020, eingegangen am 16.12.2020, hat der Treuhander allen Aktionaren
der Schl.-Holst. Netz AG mitgeteilt, dass die Schl.-Holst. Netz AG eine erneute Kapitalgarantie fir
den VerauBerungsstichtag bzw. —zeitraum 2024 abgegeben hat. Diese wird somit um weitere 3
Jahre abgegeben.

Auch die Hohe der garantierten Ausgleichszahlung von 152,11 € bleibt weiterhin bestehen.
Abgesehen davon, ist jede am 30.09.2020 an der Schl.-Holst. Netz AG beteiligte Kommune be-
rechtigt, ihre Aktien am VerauRerungsstichtag 2021 zu verauliern. Sollte dies der Fall sein, musste
die VeraulRerungsabsicht bis spatestens 15.03.2021 mitgeteilt werden.

Abstimmungstext:

Es wird beschlossen, die Beteiligung an der Schl.-Holst. Netz AG, gem. dem Beteiligungsangebot
bis zum Veraulierungszeitraum 2024, fortzufiihren.

Anlagen:

- Beteiligungsangebot
- Erneute Kapitalgarantie
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Amt Schlei-Ostsee
Amtsdirektor
Herrn Gunnar Bock
Holm 13

24340 Eckernforde

Beteiligung an der Schleswig-Holstein Netz AG
Weiterfiihrung unseres Beteiligungsangebotes

Sehr geehrter Herr Bock,

vielen Dank fiir Ihr bisheriges partnerschaftliches Engagement und lhre Unterstiitzung
als Aktionar der Schleswig-Holstein Netz AG.

Neben Ihrer haben mittlerweile 408 Stddte und Gemeinden Anteile an unserem Unter-
nehmen erworben. Als Kommune profitieren Sie bei lhrer Beteiligung von einem umfang-
reichen Mitspracherecht, sei es in Form der Netzbeirdte oder im Rahmen der jéhrlichen
Hauptversammlung. Zusatzlich profitieren Sie vom wirtschaftlichen Erfolg.

Wie bereits im Rahmen der Informationsveranstaltungen im August angekiindigt,
werden wir die aktuellen Konditionen aus unserem bewd&hrten Beteiligungsangebot fiir
weitere drei Jahre fortschreiben.

Hierzu zéhlen auch
e die Hohe der garantierten Ausgleichszahlung von 152,11 €
o der mogliche variable Anteil in Abhangigkeit der wirtschaftlichen Entwicklung
der Gesellschaft.
e Verlangerung der gewdhrten Kapitalgarantie um weitere drei Jahre.

Der Ihnen hier vorliegende 2. Nachtrag zum Beteiligungsangebot beinhaltet u.a. die
Ausfiihrungen zu den genannten Punkten und Anpassungen um aktuelle Geschéftszah-
len.

Es besteht weiterhin die Moglichkeit, Ihre Beteiligung an der Schleswig-Holstein Netz AG
aufzustocken, sofern Sie Ihr Aktienkontingent noch nicht vollsténdig ausgeschépft haben.
Der nédchste Zeichnungstag fiir einen Aktienkauf wére der 23. April 2021.

lhr Aktienkontingent, sowie Fragen oder Anregungen zu unserem Angebot kdnnen Sie
gern mit lhrem Kommunalbetreuer Herrn Ralf Loell persénlich oder telefonisch unter 0
41 06/629 3584, oder mit |hren Aktiondrsbetreuer Herrn Martin Lincke unter 0 41 06/629
3460, martin.lincke@sh-netz.com besprechen.

Der Vorstand

HanseWerk AG
Schleswag-HeinGas-Platz 1
25450 Quickbon

www.hansewerk.com

T +49 41066 29-0

Datum
14. Dezember 2020

Sitz: Quickbom
Amtsgericht Pinneberg
HRB 5802 PI

Vorstand

Matthias Boxberger
(Vorsitzender)
Andreas Fricke

Dr. J6r Klimant

Vorsitzender des Aufsichtsrats
Dr. Joachim Schneider
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Selbstversténdlich stehen auch wir lhnen fir einen persénlichen Austausch jederzeit gern
zur Verfiigung und freuen uns, Sie weiterhin als Partner an unserer Seite zu wissen.

Freundliche Griifie
M L \/- 5‘4»4. //@c‘w {

Matthias Boxberger Dr. Jorn Klimant
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Dr. Dirk Unrau ®

CausaConcilio Rechtsanwilte.Notare, Postfach 28 69, 24027 Kiel Dr. Thomas Scharafat*
Kharim-Oliver Elmasry**
Dr. Steffen Kraus®

Gemeinde Waabs Arne Bruns*
Holm 13 Eingegangen RECHTSANWALTE
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24340 Eckernforde " Stephan Gierthmuihlen”*
E']‘ m Dr. André Sosat*
-‘“§H 1 ﬁ l] ez. 2020 Stefanie Ballhausen-Bernd **
p=th JE Dr. Sabine Hartmann*
Benedikt Nethe*

Amt Schlei-Ostsee Deliusstraie 16, 24114 Kiel
Postfach 28 69, 24027 Kiel
Telefon 0431/6701-0
Telefax 0431/6701-599
kiel@cc-recht.de

Tiefgarage im Hause

Unser Zeichen: 10/3302 04/se Kiel, 08.12.2020
HAMBURG
Rechtsanwalt Andreas Kiihnelt =
Assistenz: Julia Segal RECHTSANWALTE
Sven Hennings
Tel. 0431 6701-204 - Fax 0431 6701-55204 Christian Gerdts?
kuehnelt@cc-recht.de Prof. Dr. Dr. Thomas Ufer?

Dr. Jana Spieker”*
Dr. Bernd Buchholz**
Wiebke Disberg "*

Erneute Kapitalgarantie der HanseWerk AG fiir das Jahr 2024 Linda Kuball, LL. M.7*
Feststellung einer gednderten Fassung des Konsortialvertrages auf-

grund dieser erneuten Kapitalgarantie fiir das Jahr 2024 gemaR § 17.3  FLENSBURG

RECHTSANWALTE UND NOTARE
Dr. Jurgen Kriger?

Finn-Harm Witt®®
RECHTSANWALTE

Ulrike Otter* 2

Hans Koster®: 3

Christoph Andresen?29: 10

Ole Marten Witt*

des Konsortialvertrages

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit meinem Schreiben vom 9. Oktober 2020 habe ich in meiner Eigenschaft  scxonsere

als Treuhander aller Aktionare der Schleswig-Holstein Netz AG das Ergebnis  RecHTsanwALTE
Horst-Werner Peick, Notar a. D.

der Partnerversammlung vom September 2020 und die damit verbundene Dr. Kai Stefan Peick 7
Neufassung des Konsortialvertrages aller Aktiondre der Schleswig-Holstein
Netz AG festgestellt.
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Die HanseWerk AG hat nunmehr gemé&R § 17.3 des Konsortialvertrages durch
einseitige Erkléarung vom heutigen Tage mir als Treuhdnder gegenliber eing s FAVerkehrsrecht

2 polmetscher Dénisch/Schwedisch

erneute Kapitalgarantie fir den VerduBerungsstichtag bzw. -zeitraum 2024 = ceprifrer Esuc-Beroter

Deutsches Institut fiir angewandtes

BN A wN e

@

zugunsten aller kommunalen Aktionare des Schleswig-Holstein Netz AG ab- B el
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aufgrund dieser erneuten Kapitalgarantie in §§ 17.1 und 17.2 geanderte Fas-
sung des Konsortialvertrages festzustellen. Daher stelle ich hiermit die gean-
derten §§ 17.1 und 17.2 gemaR der in der Anlage beigefiigten Kapitalgarantie
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fur den VerauRerungsstichtag bzw. -zeitraum 2024 als verbindlich gegentber allen Partnern
fest, und zwar mit Wirkung ab dem auf den VerduRerungsstichtag im Jahr 2021 folgenden
Kalendertag.

3
Bis zum VerduBerungsstichtag 2021 gelten noch §§ 17.1 und 17.2 der am 19. Mai 2016

festgestellten Fassung des Konsortialvertrages, abgedruckt im Beteiligungsangebot vom
1. April 2016.

-Gemal den Bestimmungen der Kapitalgarantie in §§ 17.1 und 17.2 des Konsortialvertrages,

die die HanseWerk AG jedem Partner fir das Jahr 2021 gegeben hat, ist jede am
30.09.2020 an der Schleswig-Holstein Netz AG beteiligte Kommune u. a. berechtigt, ihre
Aktien der Gesellschaft am VerauBerungsstichtag 2021 zu verduBern, sofern die VerduRe-
rungsabsicht spatestens bis zum 31.12.2020 verbindlich bei mir angezeigt wird.

Die HanseWerk AG hat mir verbindlich mitgeteilt, dass diese Frist von ihr zugunsten aller
Partner bis zum 15.03.2021 verlangert worden ist. Hierauf méchte ich erneut hinweisen.

4.

Eine konsolidierte Fassung des Konsortialvertrages, die zum einen die mit meinem Schrei-
ben vom 09.10.2020 festgestellte Neufassung und zum anderen die mit diesem Schreiben
festgestellten Anderungen von §§ 17.1 und 17.2 berticksichtigt, ist diesem Schreiben nicht
beigefiigt. Denn die mit diesem Schreiben festgestellte Neufassung des in der Anlage abge-
druckten §§ 17.1 und 17.2 gilt erst mit Wirkung ab dem auf den VerduRerungsstichtag im
Jahr 2021 folgenden Kalendertag.

Lange vorher wird lhnen per Post der 2. Nachtrag mit Stichtag vom 08.12.2020, der das Be-
teiligungsangebot mit Stichtag vom 01.04.2016 aktualisiert und damit den 1. Nachtrag aus
dem Jahr 2018 vollstandig ersetzt, zugehen. In dem 2. Nachtrag wird eine konsolidierte Fas-
sung des Konsortialvertrages nebst einer erlauternden Zusammenfassung abgedruckt sein.
Dort ist auch die diesem Schreiben beigefiugte Anlage im Wortlaut als Anlage 5 abgedruckt.

Dieser 2. Nachtrag wird Ihnen voraussichtlich noch in diesem Jahr oder sonst in der ersten
Januarhalfte zugehen. Sollten Sie vorher eine konsolidierte Fassung des Konsortialvertrages
bendtigen, bitte ich um Nachricht. Ich werde lhnen dann eine solche Fassung per E-Mail
Ubersenden.

Mit fre n9Jichen

Wi

Andreas Kiuhne
Rechtsanwalt
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Anlage Kapitalgarantie der HanseWerk AG fiir das Jahr 2024 gemaR § 17.3
des Konsortialvertrages der Schleswig-Holstein Netz AG

Einfiihrung

Gemal § 17.1 des Konsortialvertrages in der Fassung vom 19. Mai 2016, abgedruckt in
dem urspriinglichen Beteiligungsangebot vom 1. April 2016, ist allen kommunalen Aktion&-
ren der Schleswig-Holstein Netz AG (SH NETZ), die zum VerauBerungsstichtag 2021 bzw.
im VerauBerungszeitraum 2021 Aktien an die HanseWerk AG (HAW), die Schleswig-Hol-
stein Netz Verwaltungs-GmbH (SHNV) oder die Schleswig-Holstein Netz AG verzufern,
garantiert, dass der VerduRerungspreis mindestens dem bei dem Erwerb der Aktien ge-
zahlten Kaufpreis entspricht. Der VerduRerungspreis verringert sich allein um die Summe
derjenigen Unternehmenssubstanzminderungen, die seit Erwerb der zu verduRernden Ak-
tien aufgrund des Gewinnabfiihrungsvertrages tiber den dort festgeschriebenen festen
Ausgleich hinaus geleistet worden sind. Diese Kapitalgarantie bietet den Kommunen bisher
ein hohes MaR an Planungssicherheit und ist Gewahr dafiir, dass die geselischaftsrechtli-
che Beteiligung der Kommunen an der Schleswig-Holstein Netz AG stets rentierlich ist.
Jede Kommune konnte bei Erwerb der Aktien der Schleswig-Holstein Netz AG in den ver-
gangenen Jahren sicher sein, dass der Erwerbspreis im Falle der AktienverduRerung im
Jahr 2021 nach Auslaufen der Haltefrist auch wieder erzielt werden kann.

Die Kapitalgarantie fur das Jahr 2021, die als Anlage 5 in dem urspriinglichen Beteiligungs-
angebot vom 1. April 2016 abgedruckt und Inhalt der § 17 Abs. 1 und 2 des dort ebenfalls
als Anlage 3 abgedruckten Konsortialvertrages in der Fassung vom 19. Mai 2016 ist, endet
mit dem VerduRerungsstichtag im Friihjahr 2021. Dieses bewahrte Modell soll sowohl fiir
die bisherigen Aktionare als auch fir Kommunen, die sich aufgrund des Beteiligungsange-
botes 2016 in der Fassung des 2. Nachtrags mit Stichtag vom 8. Dezember 2020 erstmals
oder erneut entschlieBen, Aktien der Schleswig-Holstein Netz AG zu erwerben, fortgefiihrt
und weiterentwickelt werden.

Die HanseWerk AG ist nach § 17.3 des Konsortialvertrages berechtigt, eine erneute Kapi-
talgarantie durch einseitige Erklarung gegentiber dem Treuhénder abzugeben. Von dieser
Méoglichkeit hat die HanseWerk AG zugunsten der kommunalen Aktionare fur den Veréu-
Rerungsstichtag bzw. -zeitraum 2024 Gebrauch gemacht. Die von der HanseWerk AG er-
neut abgegebene, verbindliche Kapitalgarantie kann von ihr nicht wieder einseitig aufgeho-
ben oder in ihrer Laufzeit eingeschrénkt werden. Der Treuhdnder hat die Kapitalgarantie
als verbindliche Ergénzung geméaR § 17.3 des Konsortialvertrages mit Wirkung zu dem auf
den VerauRerungsstichtag im Jahr 2021 folgenden Kalendertag festgestellt und wird den
Aktionaren die in § 17 Abs. 1 und 2 geédnderte Fassung des Konsortialvertrages tibermitteln.

Die so gednderte Fassung des Konsortialvertrages, die der Treuhander am 8. Dezember
2020 mit Wirkung zu dem auf den VerduRerungsstichtag im Jahr 2021 folgenden Kalender-
tag verbindlich festgestellt hat, ist in dem 2. Nachtrag vom 8. Dezember 2020 abgedruckt.
Ebenso ist dort die dann wirksam werdende Fassung des Konsortialvertrages abgedruckt.



fristgerecht und verbindlich beim Treuh&nder angezeigt wird. Die Frist fiir diese Anzeige
wird allen Kommunen gemaRB § 14.4 Satz 4 wenigstens drei Monate vor Fristablauf bekannt
gegeben werden. Ein Rucktritt von der angezeigten VerduRerungsabsicht ist nur im Einzel-
fall und nur mit Zustimmung der HAW méglich.

Erlduterungen der erneuten Kapitalgarantie fiir das Jahr 2024

Die vorstehende Kapitalgarantie erneuert die fur den VeraduRerungszeitraum 2021 ge-
wahrte Kapitalgarantie in bewahrter Weise. Die in der vorstehenden Kapitalgarantie ver-
wendeten definierten Begriffe entsprechen den Definitionen des Konsortialvertrages, da der
Treuhander die durch die Kapitalgarantie geénderte Fassung gemaR § 17.3 am 8. Dezem-
ber 2020 mit Wirkung ab dem auf den Ver&duRerungsstichtag im Jahr 2021 folgenden Ka-
lendertag festgestellt hat. Dementsprechend ersetzt die vorstehende Kapitalgarantie die
bisherigen Regelungen in §§ 17.1 und 17.2 des Konsortialvertrages zur bisherigen Kapital-
garantie fur das Jahr 2021 und dem dort genannten Sonderkiindigungsrecht mit Wirkung
ab dem VerauRerungsstichtag im Jahr 2021.

Wie bereits in der Vergangenheit soll die neue Kapitalgarantie fiir das Jahr 2024 den kom-
munalen Aktiondren auch in der Zukunft die notwendige Sicherheit geben, dass eine Ver-
auBerung im Jahr 2024 grundsatzlich zum individuellen Erwerbspreis méglich ist. Die Ka-
pitalgarantie erklart daher — vergleichbar mit der bisherigen Kapitalgarantie — im ersten Un-
terabsatz von § 17.1, dass eine VerduRerung von Aktien zum VeriuRerungsstichtag 2024
bzw. zum Ver&duRerungszeitraum 2024 an die HanseWerk AG und die Schleswig-Holstein
Netz Verwaltungs-GmbH mindestens zum individuellen Erwerbspreis nach den Bedingun-
gen der Kapitalgarantie moglich ist.

Anders als noch in der Kapitalgarantie 2016 und in gleicher Weise wie in der Kapitalgarantie
2021 werden die Aktien jedoch auch im Jahr der Kapitalgarantie 2024 zu dem aktuellen
Grundkaufpreis nach den allgemeinen Bedingungen des Konsortialvertrages zuriickerwor-
ben werden, sofern dieser hoher als der garantierte Kaufpreis ist. Denn nach § 16.1 des
Konsortialvertrages ist ein Verkauf zum regularen Grundkaufpreis nur ausgeschlossen,
wenn eine Kapitalgarantie nach § 17.1 des Konsortialvertrages eine abweichende Garan-
tiebestimmung trifft. Die erneute Kapitalgarantie schlieBt dies nicht aus; vielmehr wird im
dritten Unterabsatz ausdriicklich geregelt, dass der hohere der beiden Kaufpreise gilt. Sollte
also der geltende Kaufpreis gemaR § 16 fur die verauRernde Kommune giinstiger sein als
der garantierte Kaufpreis, erhalt die Kommune den héheren Kaufpreis.

Wie in der Kapitalgarantie 2021 sind nach § 17.1 Unterabsétze 1 und 2 nur solche variablen
Ausgleichszahlungen nach dem Ergebnisabfiihrungsvertrag von dem Kaufpreis der Kapi-
talgarantie abzuziehen, die auf Unternehmenssubstanzminderungen beruhen, die seit Er-
werb der Aktien eingetreten und an die Kommunen im Rahmen des variablen Ausgleichs
ausgeschuttet worden sind. § 16.4 des Konsortialvertrages gilt insoweit unveréndert auch
fur Verauferungen aufgrund der Kapitalgarantie mit der Besonderheit, dass die Unterneh-
menssubstanzminderungen seit dem Erwerb der betreffenden Aktien zu beriicksichtigen
sind. Als Unternehmenssubstanzminderungen gelten gemaR § 16.4 des Konsortialvertra-
ges ausschlieBlich solche Gewinnausschiittungen, die aus auRerordentlichen Ertragen aus



und der Schleswig-Holstein Netz AG besteht — wenn also die Beteiligungsvoraussetzungen
nicht mehr erfullt werden — oder einer VerauRerungspflicht bei Uberschreiten der kommu-
nalen Beteiligungsquote von 49,9 %. Auf diese Weise kdnnen die beteiligten Kommunen
sichergehen, dass auch fiir den Fall, dass nach dem Konsortialvertrag eine VerduBerungs-
pflicht besteht und eine VerdauRerung vor dem Jahr 2024 stattfindet, der Kaufpreis mindes-
tens dem beim Erwerb gezahlten Kaufpreis entspricht. Die Kapitalgarantie gilt wie bisher
nur dann nicht, wenn die VerduRerungspflicht auf einer Kiindigung nach § 5 des Konsorti-
alvertrages beruht. Eine solche Kiindigung setzt einen wesentlichen Versto der Kommune
gegen die Bestimmungen des Konsortialvertrages voraus; in diesem Fall findet der Riick-
erwerb der Aktien zum jeweils geltenden Grundkaufpreis gemaR den Bestimmungenin § 16
statt.

Die neue Kapitalgarantie machte sodann auch ein neues Sonderkiindigungsrecht fiir das
Jahr 2024 erforderlich, das wie bislang in § 17.2 des Konsortialvertrages erklart wird. Ver-
aulerungen im Jahr 2024 kénnen demnach auch dann erfolgen, wenn die verduBerungs-
willige Kommune die Giblichen Ankiindigungsfristen nach dem Konsortialvertrag versaumt
hat oder die Haltefrist fiir die Aktien noch nicht abgelaufen ist. Alle am 30.09.2023 an der
Schleswig-Holstein Netz AG beteiligten Kommunen sind berechtigt, ihre Aktien der Schles-
wig-Holstein Netz AG an einem VerdufRerungsstichtag 2024 bzw. im VerduRerungszeit-
raum 2024 zu verauBern, sofern diese VerduRerungsabsicht fristgerecht und verbindlich
beim Treuh&nder angezeigt wird. Die Frist fiir diese Anzeige wird die HanseWerk AG allen
Kommunen gemaR § 14.4 Satz 4 wenigstens drei Monate vor Fristablauf bekannt geben.
Die HanseWerk AG kann die vorgenannten Fristen durch entsprechende Erklarung auch
einseitig, aber lediglich zugunsten der Kommunen verlangern.

Die vorstehende Kapitalgarantie wird gemaf § 17.3 des Konsortialvertrages fiir den Verau-
Rerungsstichtag bzw. den VerduRerungszeitraum im Jahr 2024 erklart, nachdem die bishe-
rige Kapitalgarantie gemaR §§ 17.1 und 17.2 des Konsortialvertrages im Jahr 2021 endet.
Anders als in den bisherigen Féllen betrégt der Zeitraum bis zur erneuten Kapitalgarantie
nicht funf, sondern nur drei Jahre. Der Grund hierfir liegt in der Neubestimmung des Grund-
kaufpreises, die gemal § 16.2 in regelméaBigen Abstanden erfolgen soll und bisher mit der
erneuten Abgabe einer Kapitalgarantie zusammengefallen ist. Die letzte Neubewertung
2016 ist mitten in den laufenden Regulierungsperioden im Strom- und Gasbereich erfolgt.
Da diese Regulierungsperioden in der Regel fiinf Jahre betragen, wird angestrebt, die Jahre
der Kapitalgarantien und der Neubestimmung des Grundkaufpreises kuinftig an die Regu-
lierungsperiode Strom anzugleichen. Da die Festsetzungen der Regulierungsbehérden we-
sentlichen Einfluss auf die Unternehmensbewertung haben, dient die Angleichung der Be-
wertungssicherheit und vermindert zugleich den Aufwand einer Neubestimmung des
Grundkaufpreises.

Die HanseWerk AG wird rechtzeitig Uiber eine erneute Kapitalgarantie tber das Jahr 2024
hinaus entscheiden und alle Aktionare der Schleswig-Holstein Netz AG informieren. Die
HanseWerk AG ist bemiht, insbesondere den kommunalen Aktionaren auch kiinftig ein
hohes Mal} an Planungssicherheit zu erméglichen.
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1. Nachtragssatzung der Gemeinde Waabs fur den Betrieb und die Erhebung von
Benutzungsgebiihren fiir die gemeindlichen Kindertagesstatte "Apfelbaum-
chen"

Beratungsfolge Beratung Termin TOP
Beirat KiTa Apfelbaumchen offentlich 03.02.2021 2.
Gemeindevertretung Waabs offentlich 10.02.2021 10.

Sachverhalt:

Das neue Kindertagesférderungsgesetz (KiTaG) ist Ende des Jahres 2020 geandert worden. Die
erneute Gesetzesanderung flhrt dazu, dass eine 1. Nachtragssatzung erforderlich ist.

In § 7 Abs. 3 der Satzung der Gemeinde Waabs fiir den Betrieb und die Erhebung von Benut-
zungsgebihren fir die gemeindliche Kindertageseinrichtung ist bisher geregelt, dass die Geblhr
auf der Grundlage der gebuchten woéchentlichen Betreuungsdauer als Monatsgebihr in 12 vollen
Monatsbetragen erhoben wird. Sie ist auch in Zeiten der Abwesenheit des Kindes infolge der
planmaRigen oder unplanmafigen SchlieRtage oder aus sonstigen Fehlzeitgrinden des Kindes zu
entrichten. Die Vorschrift des neu gefassten § 31 KiTaG sieht vor, dass gem. Abs. 1 malfigeblich
fur die monatlichen Elternbeitrage der vereinbarte oder dem Nutzungsverhaltnis zugrundeliegende
Forderungsumfang ist. Fir Eingewohnungszeiten mit geringerem zeitlichen Férderungsumfang
sind die Hochstbetrage fir den reguldren Férderungsumfang mafgeblich. Beginnt oder endet die
Vertragslaufzeit oder das Nutzungsverhaltnis im Laufe eines Monats, verringern sich die Beitrage
nach Satz 1 fir diesen Monat entsprechend. Die bisherige Satzung, mit Rechtskraft vom
01.01.2021, ist dementsprechend anzupassen.

Zudem sieht die Satzung der Gemeinde Waabs in § 7 Abs. 1 ¢.) und d.) die Gebuhren fur 10er
Karten vor. Diese betragen fiir die U-3 Kinder 72,10 € und fir die U-3 Kinder 56,60 €. Der Gesetz-
geber hat in § 31 Abs. 1 klargestellt, dass die Elternbeitrage fir gebuchte Einzelstunden 1,80 € fir
Kinder, die das dritte Lebensjahr zu Beginn des Monates noch nicht vollendet haben und 1,41 € fur
altere Kinder nicht Gbersteigen dirfen. Somit muss auch hier eine Anpassung an die aktuellen Be-
trage erfolgen.

Abstimmungstext:
Die 1. Nachtragssatzung der Gemeinde Waabs fur den Betrieb und die Erhebung von Benut-
zungsgebihren fiir die gemeindliche Kindertagesstatte ,Apfelbaumchen® wird in der vorliegenden

Fassung beschlossen. Der Blrgermeister wird ermachtigt, die Satzung auszufertigen und bekannt
zu machen.

Anlagen:




1. Nachtragssatzung der Gemeinde Waabs flir den Betrieb und die Erhebung von
Benutzungsgebuhren fir die gemeindliche Kindertagesstatte "Apfelbaumchen”



1.Nachtragssatzung der Gemeinde Waabs
fur die Kindertagesstitte Apfelbdumchen

Aufgrund des § 5 Abs. 6 des Gesetzes iber kommunale Zusammenarbeit i. V. m den §§ 4
Abs. 1 Satz 1, 17 Abs. 1 und 18 Abs. 1 der Gemeindeordnung fir Schl.-H. in der Fassung
vom 28. Februar 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 57), zuletzt geadndert durch Art. 1 des Gesetzes
vom 23. Juni 2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 364), der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Al-
ternative 2 und 6 Abs. 1 bis 5 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schl.-H. in der
Fassung vom 10. Januar 2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27), zuletzt geandert durch Gesetz vom
13. November 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 425), der §§ 22 -24 und 90 Abs. 1 Nr. 3 Sozialge-
setzbuch VIII in der Fassung vom 11. September 2012 (BGBI. | S. 2022), zuletzt geandert
durch Artikel 16a Abs. 6 des Gesetzes vom 28. April 2020 (BGBI. | S. 960) sowie des § 31
Abs. 1 Satz 1 und 2 Satz 1 des Gesetzes zur Férderung von Kindern in Kindertageseinrich-
tungen und Kindertagespflege (Kindertagesforderungsgesetz — KiTaG) vom 12.12.2019
(GVOBI. Schl.-H. S. 759), zuletzt geandert durch Gesetz vom 10.12.2020 (GVOBI. Schl.-H.
S. 998) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeinde Waabs vom 10.02.2021 folgende
1. Nachtragssatzung erlassen:

Artikel |
§ 7 Abs. 1 c.) und d.) erhalt folgende neue Fassung:
c.) 10 er Karten fur Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr 18,00 €

d.) 10 er Karten fur Kinder ab vollendeten 3. Lebensjahr 14,10 €

Artikel Il:

§ 7 Abs. 3 erhalt folgende neue Fassung:

Die Geblhr wird auf der Grundlage der gebuchten wdchentlichen Betreuungsdauer als Mo-
natsgebuhr erhoben. Beginnt oder endet die Vertragslaufzeit oder das Nutzungsverhaltnis im
Laufe eines Monates, verringern sich die Gebihren nach Satz 1 fir diesen Monat entspre-
chend. Die Gebuhr ist auch in Zeiten der Abwesenheit des Kindes infolge der planmafigen
oder unplanmaRigen Schliel3tage oder aus sonstigen Fehlzeitgrinden des Kindes zu entrich-
ten

Artikel IlI
Die Satzung tritt am 01.03.2021 in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Eckernforde, XX.XX.2021

Gemeinde Waabs

(Steinacker)
- Der Birgermeister -



	Sitzung Gemeindevertretung Waabs am 10.02.2021
	Sitzungsdokumente
	

	TOP 7.: Gründung einer Klimaschutzagentur
	Sitzungsvorlage
	Anlage: Gründung einer Klimaschutzagentur
	Anlage: Gründung einer Klimaschutzagentur

	TOP 8.: Fortschreibung des Landesentwicklungsplans (LEP) Schleswig-Holstein 2010 - 2. Beteiligungsverfahren
	Sitzungsvorlage

	TOP 9.: Fortführung der Beteiligung an der Schl.-Holst. Netz AG
	Sitzungsvorlage
	Anlage: Fortführung der Beteiligung an der Schl.-Holst. Netz AG

	TOP 10.: 1. Nachtragssatzung der Gemeinde Waabs für den Betrieb und die Erhebung von Benutzungsgebühren für die gemeindlichen Kindertagesstätte "Apfelbäumchen"
	Sitzungsvorlage
	Anlage: 1. Nachtragssatzung der Gemeinde Waabs für den Betrieb und die Erhebung von Benutzungsgebühren für die gemeindlichen Kindertagesstätte "Apfelbäumchen"



